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I. Teil. 

Das Recht der älteren Statute. 


§ 1. Einleitung. 

1. Die Grundsätze über die Haftung für ausserkontraktliche 
Schadenszufügungen durch Tiere linden sich in der Stadtrechts- 
redaktion von 1270 in den Artikeln VI 10 — 20 niedergelegt. 
Die fraglichen Artikel sind unverändert in die Redaktionen von 
1292 und 1497 übernommen, wo sie sieh unter G. 16 — 17 bezw. 

L. 16 und 18 finden. 1 ) Der Wortlaut derselben ist der folgende : * 

a. 19. Van schaden den en quyk deii npper straten. 

So wor een quyk ledicli lopet uppe der strate, it si perd, it 
si osse, it si swyn, unde deit it dar ienigen schaden, den schal it 
beteren. Toge over ienicli man sik dat quyk to, de schal dar 
vore antworden. 

Weret over en beer unde uppe der strate ginge unde to 
der bursprake verlovet is, unde böse wapene in deme munde 
draget, deit de beer ienigen schaden, des de beer is unde des 
vortuget wert, de schal dat beteren mit III punden unde de 
beer mit syneme lyve. 

Were it ok dat en perd bunden stunde, losede dat ienich 
man unde rede dar uppe, dedo dat perd ienigen schaden, den 
schaden schal beteren de man de dar uppe ryt unde nicht dat perd. 

*) Der Kürze halber werden im Folgenden die hier in Frage stehenden 
sowie auch sonstige angezogeue Artikel nur nach der Stadtrechtsredaktion 
von 1270 citiert, ohne jedesmalige Verweisung auf die entsprechenden Artikel 
der späteren Redaktionen. 

Hoffmanu« Die Haftung nach Hamburger Hecht. 1 
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a. 20. Yan schaden den een waghen dcyt uppc der strate. 

So wor een waghen uppe der strate varet, deit de wagen 
ienigen schaden, de schal de betören de den wagen drift, wert 
he darmede begrepen. Unde mach me des mannes nicht hebben 
dat he untkumpt de perde scholen betören. 

2. Bei einer Betrachtung dieser Bestimmungen muss, 
namentlich bei einem Vergleich mit dem Sachsenspiegel und 
den ihm verwandten Rechtsquellen auffallen, einmal die ver- 
hältnismässige Dürftigkeit derselben. Auffallend ist ferner der 
selbst für eine deutsche Rechtsquelle besonders stark ausgeprägte 
Mangel an abstrakt und prinzipiell gefassten Regeln und statt 
dessen das Haften am einzelnen individuellen Falle. Beide Er- 
scheinungen sind zurückzu führen auf die Entstehung des Ham- 
burger Stadtrechts von 1270, das aus einem Ordeel-Book, also 
ans einer Sammlung von Vorentscheidungen und Weistümern, 
erwachsen ist. Dass eine auf diese Weise zustande gekommene 
Kodifikation nicht den mehr systematischen Charakter haben 
kann, der z. B. den Sachsenspiegel auszcichnet, ist begreiflich. 
Dass sie aber auch nicht die Fülle dieses und anderer Rechts- 
bücher gerade auf diesem Gebiete aufweist, ist ebenwolil er- 
klärlich, wenn man erwägt, dass in das Ordeel-Book hauptsäch- 
lich Rechtssätze aufgenommen sein dürften, welche die dem 
städtischen Leben eigentümlichen Rechtsverhältnisse zur Ent- 
stehung gebracht hatten, und deren Konstatierung gegenüber 
fehlenden oder abweichenden Normen des Landrechts erforderlich 
schien. Auf dem Gebiete der Schadenszufügungen durch Tiere 
lag aber wenig Anlass vor, von den Normen des Landrechts 
abzugehen oder dieselben bei ihrer Vollständigkeit zu ergänzen. 2 ) 

3. Bei dieser Sachlage ist eine besonders extensive und 
freie Interpretation der vorhandenen Bestimmungen behufs Er- 
mittelung der leitenden Grundsätze angezeigt. Bei derselben 
sind in erster Linie zu Grunde zu legen die im Sachsenspiegel 


'■*) Eine derartige Ergänzung bildet a. 20 VI 1270. Der Fall, wo 
durch einen Wagen ein Schaden zugefügt wurde, musste natürlich in den 
engen Strassen einer damaligen Stadt leichter praktisch werden als auf dem 
Lande und findet sich daher nur in stadtrechtlichen Quellen behandelt, 
cf. Goslar S. 41 Z. 1. System. Schöffenr. III. T. II. 123. Stendal XVII. 
Greusseu IV. 27. Augsb. H. v. 127C a. 310. 
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und seinen Emanationen dokumentierten Grundsätze des sächsi- 
schen Landrechts als der materiellen und — eben in Gestalt 
des Sachsenspiegels — auch wohl formellen Grundlage der 
älteren hamburgischen Statute. Zu beachten sind auch die von 
verwandten Rechtsgedanken getragenen^) - Bestimmungen des 
hamburgischen Seerechts von 1292 bezw. des Stadtrechts von 
1497. P. 47 ff. über die Haftung für Schiffskollisionsschäden. Das 
Recht der Schwesterstadt Lübeck enthält gerade auf dem hier 
fraglichen Gebiete in seinen älteren Redaktionen (Cod. I a. 63 
bis 64, Cod. II a. 152—154, 255) zum Teil singuläre, vielleicht 
auf fremdrechtliche Einflüsse zurückzuführende Bestimmungen (cf. 
Cod. II a. 255). In der neueren Redaktion (Cod. III a. 314 — 
315) sind dieselben verdrängt durch das wörtlich reeipierte 
hamburgische Recht. Bremen (Br. R. v. 1303. 0. 107, 108; 
v. 1428. I, 55) hat sich ebenso wie Verden (111—112), Stade 
(V, 18—19), Riga (V, 19. 20 bezw. IX, 23. 24) von vornherein 
mit einer nahezu wörtlichen Rezeption des hamburgischen Rechts 
begnügt. 

Den übrigen Deutschen Rechten ist als Belegen für den 
bezüglich dieser Materie ziemlich einheitlich entwickelten Rechts- 
gedanken in zweiter Linie ebenfalls Beachtung zu schenken. 


§ 2. Die schädigende Sache. 

A. Artikel 19 VI 1270 behandelt laut der Überschrift den 
schaden den en quyk deit upper straten. Quyk (quik, quek) 
bedeutet Vieh jeglicher Art (cf. Schiller u. Lübben s. h. v.). 
Unter den Artikel 19 fallen daher nicht nur die im Absatz 1 
desselben speziell aufgeführten Tiere, nämlich Pferd, Ochse und 
Schwein, sondern auch alle sonstigen Haustiere (cf. die voll- 
ständigere Aufzählung derselben im Rechtsbuch des Kölle bei 
Hach, Lüb. Recht Cod. III a. 314), und zwar nicht allein Vier- 
füssler, sondern auch das Hausgeflügel (Gänse: Hammerbröker 
Findung N. 107, Hühner und Hähne: Braunschw. Lüneb. Urk. 
Buch ed. Sudendorf III n. 124, 24 fries. Landrechte 11 — 12), 


3 ) vgl. Ehren her g, Beschränkte Heftung S. 24. 
Goldsckmidt’s Zeitsckr. f. Handelsr. Bd. 21 S. 16 . 


Lamprecht in 


1 * 
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sowie auch sonstige im Wirtschaftsbetriebe unterhaltene Tiere 
(Bienen? cf. Jüt. Lov. III C. 38). 

B. Im Absatz 2 des a. 19 VI 1270 wird speziell behandelt 
der Schaden, den ein ber anrichtet. 

1. Ber ist das männliche Schwein, der Eber (cf. Schiller 
und Lübben s. h. v.). Dies nehmen auch an Trümmer, Vor- 
träge I S. 384 ff., Gries II S. 358, Anderson Bd. I zu dies. 
Artikel. Nicht etwa bedeutet ber einen Bären. Dieser heisst 
in den gleichzeitigen niederdeutschen Quellen bar. 1 ) So zählt 
denn auch Ssp. II 40 § 1, R. B. n. Dist. II, 9, 4 Magd. Görl. R. 
v. 1304 a. 128 Salzwedel § 72 den beren unter dem Vieh auf, 
ebenso wie unser Statut ihn mit unter das quyk rechnet, was 
beides für einen Bären undenkbar w r äre. Auch dass die Möglich- 
keit offen gehalten wird, dass der ber nicht böse wapene, ge- 
fährliche Zähne, im Munde trage, eine Möglichkeit, die bei einem 
Bären wohl kaum zu verwirklichen sein dürfte, lässt unter dem 
beren den Eber erkennen, bezüglich dessen sich vielfach das 
Gebot, ihm die Hauer auszubrechen, findet (z. B. Schwsp. 204, 
Wend. Rüg. Ldgebr. 174). 

Trägt nun der Eber böse wapene in deine munde und ist 
er to der bursprake verlovet, so werden an den durch ihn zu- 
gefügten Schaden anderweitige Rechtsfolgen geknüpft, als an den 
durch sonstiges quyk bewirkten. Verloven oder vorloven be- 
deutet in den gleichzeitigen niederdeutschen Quellen nicht nur 
„erlauben“, sondern auch das gerade Gegenteil „verbieten“ (cf. 
Schiller und Lübben s. h. v.). In dieser letzteren Bedeutung 
ist das Wort hier gebraucht. Es hat denn auch der das Hamb. 
Recht sonst wörtlich wiedergebende Artikel 315 des Lübschen 
Rechts Cod. III statt „verlovet“ gesetzt „verboden.“ 

Das Halten des beren ist „to der bursprake“ verboten. 
Trummerl S. 385 verbessert „in“ statt „to“ und vermisst eine 
bursprake, in der das Halten von Ebern mit ungebrochenen 
Hauern verboten gewesen wäre. Bursprake bedeutet aber nur 
im abgeleiteten Sinne eine Urkunde, im eigentlichen Sinne die 
Versammlung der Gemeindegenossen zur Regelung polizeilicher 
Angelegenheiten aller Art (Ssp. I 68 § 2, II 13 § 1 — 2, III 


*) Chronik des Lüb. Dominikaners Herrn. Korner: nt syine lichnaine 
treden baren, na den baren quernen beren. 
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8ß § 2). Für eine derartige örtliche Bezeichnung aber ist to 
die gegebene Präposition des Niedersächsischen. 2 ) Auch ist nicht 
gesagt, dass in der bursprake, sei es nun im eigentlichen oder 
abgeleiteten Sinne, das Halten von Ebern mit ungebrochenen 
Hauern generell verboten gewesen sei. Vielmehr wird im ein- 
zelnen Falle das Tier durch die Nachbarn und andere Ge- 
meindegenossen als gefährlich dem Rate bezeichnet und sein 
Halten dann in der bursprake verboten worden sein. 3 ) 4 ) Es 
spricht hierfür die in zahlreichen deutschen Rechtsquellen her- 
vortretende Neigung, die Frage, ob ein Tier in concreto gefähr- 
licher Natur und die Haftung für dasselbe daher strenger zu 
gestalten sei, dann zu bejahen, wenn vorher bei der Obrigkeit 
Klage über dasselbe eingelanfen und der Eigner desselben ver- 
warnt war. So soll nach CCC 161 jeder bestraft werden, der 
ein Tier hält, das sich dermassen erzeyget dadurch zu besorgen 
ist dass es den leutten am leyb oder leben schaden tliun mocht 
und der lierr desselbigen tliiers wnrd deshalb durch den Richter 
oder ander erbar leutt vermant und gewarnett. Aehnlich Frey- 
berg a. 251, Wend. Rüg. Ldgebr. Tit. 174. So sagt auch das 
für Hamburg besonders relevante Billwürder Recht von 1497 
a. 67: Id en were dat id deme werde vorboden were van deme 
vogede dat he dat nicht holden schulde so schal de werd dat 
sulven beteren. Dass auch in Hamburg Neigung bestand, von 
derartigen obrigkeitlichen Geboten in ähnlichen Fällen zu ähn- 


s ) Damit entfällt der Tadel, den Trümmer I S. 385 Anm. 4 der kritik- 
losen Uebernahme der Bestimmungen des Hamb. Rechts durch Bremen, Stade, 
Verden und Riga ohne gleichzeitige Uebernahme auch der betreffenden 
bursprake spendet. Denn eine bursprake im Sinne von Gemeindeversamm- 
lung wird dort wie in den meisten niederdeutschen Gemeinwesen vorhanden 
gewesen sein. Jedenfalls existierte sie in Bremen, wo die auf ihr verlesene 
Urkunde die sog. Kundige Rulle ist. 

3 ) Daraus, dass die bursprake im Sinne einer Sammlung polizeilicher 
Vorschriften nur zweimal jährlich zu Petri und Thomae verlesen wurde, 
folgt noch nicht, dass die Versammlung, in der diose Vorschriften verlesen 
wurden, nicht öfter zusaramengetreten sei. 

4 ) Baum ei ster I 8. 407 Anm. 8 bezieht den Passus de to der bursprake 
verlovet, is, auf strate und versteht unter einer solchen verbotenen Strasse 
alle öffentlichen Wege. Diese Interpretation widerstreitet dem Wort- 
sinn und würde eine ohne Analogie im deutschen Rechte dastehende Er- 
scheinung ergeben. 
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liehen Zwecken Gebrauch zu machen, beweist a. 17 IX 1270. 
Hier wird die Haftung für den durch eine fallende Bodenwinde, 5 ) 
Holz, Haus oder Schiff oder durch eine gebrechliche Brücke 
verursachten Schaden davon abhängig gemacht, dass diese Gegen- 
stände vore beschuldeget weren van deme rade. Das verloven 
des a. 19 VI 1270 dürfte mit diesem beschuldegen in naher 
Verwandtschaft stehen. 6 ) 

Das Verbot des a. 19 VI 1270 wird im einzelnen Falle 
dahin gegangen sein, das Tier in dem gefährlichen Zustande, 
nämlich mit den bösen wapene, frei laufen zu lassen. 

2. Für den trotz des in concreto ergangenen Verbotes mit 
ungebrochenen Hauern frei umherlaufenden Eber wird dem 
Herrn desselben eine strengere Haftung auferlegt. Grund der- 
selben ist die grössere Gefährlichkeit des Tieres. Das ham- 
burgische Recht scheidet somit mit den meisten deutschen 
Rechtsquellen den durch individuell gefährliche Tiere angerichte- 
ten Schaden und den durch individuell ungefährliche Tiere be- 
wirkten, ein Punkt, auf den noch bei der Frage nach dem Ein- 
flüsse eines Verschuldens auf die Haftung einzugehen sein wird. 
Der wie oben gesagt qualifizierte Eber ist der Repräsentant der 
ersteren Klasse. 

3. Es fragt sieh, welche weiteren Tiere dem Eber gleich- 
zustellen sind. Die sächsischen Rechte stellen in die Kategorie 
der gefährlichen Tiere ganz allgemein die wilden Tiere (wilde 
diere, Ssp. II 62 § 3; tyre von wilder art, Eisen III, 63; ferae 
et bruta silvestria, Brünn a. 17). Dagegen wird die eine oder 
die andere Art der Haustiere nicht schlechtw r eg der einen oder 
der anderen Kategorie zugezählt. Wenn Schwsp. a. 204, Frey- 
berg a. 251 dem Hirsch, Fuchs, Wolf und Bär auch den Hund 


5 ) Dies ist m. E. die hier in Betracht kommende Bedeutung von hengcl- 
rode. cf. Schiller u. Liibbon s. h. v. — A. A. Richey, Idioticon bam- 
burgense im thesauruB iur. prov. etc. I S. 296. 

*) Das Nähere über die juristische Bedeutung des beschuldegens siehe 
unten S. 13. — Die Erklärung Trummers I S. 370, wonach nach einge- 
tretenem Schaden, eho die Ersatzforderung anhängig gemacht wurde, der 
Beklagte förmlich vor dem Richter beschuldigt werden musste, erscheint 
ihrem Autor selbst nicht ganz plausibel. In der That. würde man bei dieser 
Auffassung zu der Annahme einer unerklärlichen Singularität des ham- 
burgischen Rechts gelangen. 
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und das Schwein schlechtweg gleichstellen, so ist als selbstver- 
ständlich ansgelassen, dass diese Tiere sich in concreto als ge- 
fährlich darstellen müssen. 7 ) Es kommt vielmehr auf die Be- 
schaffenheit des einzelnen Individuums an. Eben hierbei aber 
wird häufig auf das Vorliegen eines äusseren typisch zugeschnitte- 
nen Momentes gesehen, wie es die oben erwähnte Verwarnung 
durch den Rat bildet. Ihr steht gleich die Vermahnung durch 
den Richter (CCC a. 161) oder die sonstige Obrigkeit (Billw. 
Recht v. 1497 a. 67, Arnstadt a. 34) oder durch die „Nachbarn 
und Leute“ (Freyb. a. 251, cf. lex Wis. VIII, 4, 16) oder die 
bereits früher stattgehabte Klageerhebung (Wend. Rüg. Ldgebr. 
tit. 2, 174). Auch darauf wird Gewicht gelegt, ob den Tieren 
ihre Mittel zum Schaden möglichst genommen, so dem Eber die 
Hauer gebrochen, dem Ochsen die Hörner abgesägt sind (Schwsp. 
201). Für das hamb. Recht wird man nach Analogie des für 
den Eber Bestimmten annehmen dürfen, dass auch für andere 
Haustiere nur dann die strengere Haftung Platz griff, wenn der 
Rat das Halten derselben entweder schlechthin oder doch in der 
bisherigen Weise verboten hatte. Dies gilt auch für den Hund, 
dem eine Sonderstellung einzuräumen kein Anlass vorliegt. 8 ) 
Wilde Tiere wird man schlechthin als uuter Artikel 19 Abs. 2 
fallend ansehen müssen. Dass ihrer nicht besonders gedacht ist, 
erklärt sich leicht aus den städtischen Verhältnissen. 

C. Während Artikel 19 Abs. 1 u. 2 einen Schaden voraus- 
setzen, welcher durch ein ledig laufendes Tier veranlasst ist, be- 
handelt Art. 19 Abs. 3 den Schaden, welcher durch einen von 
Pferden gezogenen Wagen, a. 19 Abs. 3 den, welcher durch ein 
gerittenes Pferd verursacht ist. Der Gegensatz zwischen den 
betreffenden Bestimmungen, welcher in der Verschiedenheit der 
an ihren Thatbestand geknüpften Rechtsfolgen zum Ausdruck 


7 ) So giebt auch der lateinische Text des sächsischen Weichbildes den 
glumenden hunt des deutschen Textes schlechtweg mit canis wieder. 

e ) Anders allerdings in den Volksrechten cf. lex Alam. 102. In deu 
Rechtsblichern dagegen wird der unberüchtigte Hund dem sonstigen unge- 
fährlichen Vieh gleichgestellt. Magd. Brest Recht v. 1261 § 76, Salzw. 
§ 72, R. B. n. Dist. II C. 9 Hist. 4, Eisen. III 63, Brünn § 17, Ssp. II 40 etc. 
— Ssp. III 49 bezieht sich wohl auf den froijagenden und dabei schadenden 
und als solchen berüchtigten Hund. — A. Ans. Trümmer I S. 389. — 
Richtig für das spätere Recht Wulff S. 232 Anm. 4 B. B. 1888 N. 21. 
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gelangt, liegt offensichtlich darin, dass es sich in a. 19 Abs. 3 
und a. 20 uni ein unter menschlicher Obhut befindliches Tier 
handelt. Das harnb. Recht wird damit einem Gegensätze ge- 
recht, welcher durchgängig in den deutschen Rechtsquellen mehr 
oder weniger deutlich zum Ausdruck gelangt. 9 ) Dass die mensch- 
liche Obhut gerade in einem Reiten oder Fahren bestehe, ist 
selbstverständlich nicht erforderlich. Es muss jede Art der Be- 
aufsichtigung, also auch etwa durch Hüten, Treiben etc. ge- 
nügen. 10 ) 

D. Des weiteren besteht wieder zwischen Art. 19 Abs. 3 
und Art. 20 der Unterschied, dass ersterer den Schaden be- 
handelt, welcher durch ein in der Obhut eines Unbefugten be- 
findliches Tier bewirkt ist, letzterer den, welcher durch ein von 
einem Beauftragten gehütetes Tier angerichtet ist. Nicht etwa 
darf man mit Trümmer I S. 381 den Gegensatz zwischen 
beiden Fällen darin finden wollen, dass es sich in dem ersteren 
um einen durch das Tier unmittelbar, im letzteren um einen durch 
den Wagen bewirkten Schaden handele. Der Ausdruck deit de 
wagen ienigen schaden ist nicht in dieser Weise zu logieren. 
Der Fall, wo die Tiere unter der Obhut eines Wagenlenkers 
stehen, wird in den Quellen häufig als Beispiel der Obhut durch 
einen Menschen überhaupt gebraucht (cf. die Citate § 1 Anm. 1). 
Dabei hebt Freyberg a. 245—248 noch besonders hervor, dass 
der Fall, wo ein waghen mit pferden ohne hutte stünden und 
die Pferde laufend oder gewendet wuerden und thaeten einen 
schaden, nicht anders zu behandeln sei, als derjenige, wo ein 
Pferd los wird und laeuft und thaete einen schaden, sondern 
dass nur dann besondere Rechtsfolgen eintreten, wenn der Wagen 
unter Aufsicht stände. Nicht in einer Verschiedenheit des 
schadenden Objekts liegt somit der Unterschied zwischen a. 19 
Abs. 3 u. a. 20, n ) sondern, wie schon betont, in der Verschieden- 
heit der Rechtsstellung der beaufsichtigenden Person. 


*) Ssp. II 40 § 1 u. 4. R. B. n. Dist. II, 8 Dist. 1 u. 4. Lübeck 
Cod. III a. 152, 153 u. 255. Lttneb. 97. Freyb. a. 245 u. 246 — 247. (ireusseu 
IV 27 Note etc. 

,0 ) Dem Hirten räumt Hamburg, wie es scheint, nicht die Sonderstellung 
ein, die ihm Ssp. II 54 und die Parallelstellen gewähren. 

So stellen denn auch CCO 255, Umg. Rig. Stat. IX 24 das gerittene 
Tier dem gefahrenen völlig gleich. . 
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Dass speziell a. 20 den mit der Aufsicht speziell oder generell 
Beauftragten im Auge hat, ergeben die zahlreichen Parallel- 
stellen, die unter dem Wagenführer einen Knecht oder Gesinde 
erkennen lassen. 1 ' 2 ) Selbstverständlich ist aber „Auftrag“ im 
weiteren deutschrechtlicheu Sinne zu verstehen. 


§ Der zuirefi'urte Schaden. 

Die Artikel 19 — 20 VI (1270) reden ganz allgemein von 
ienigem schaden, also von Schaden irgend welcher Art. 

A. 1. Selbstverständlich fällt aber nicht unter dieselben 
der innerhalb bestehender Kontraktsverhältnisse erlittene Schaden, 
bei dem ganz andere Rechtsfolgen in Frage kommen. 1 ) Dieser 
wird vielmehr in den Artikeln 21 IX, 12 XII (1270) behandelt. 

2. Auszuscheiden ist ferner der Flurschaden, also der von 
einem Tiere secundum naturam sui generis oder der von einem 
Menschen mit einem solchen Tiere angerichtete Schaden an 
einem ertragbringenden Grundstücke. Es hatte bei derartiger 
Schadenszufügung die gewöhnliche Vieh- bezw. Personalpfändung 
des sächsischen Rechts stattzufinden, ein Verfahren, das von dem 
nach a. 19, 20 Platz greifenden durchaus zu unterscheiden ist 
(s. § 5). Dasselbe tritt uns in zahlreichen Findungen des Ham- 
merbröker Landgerichts (bei Hfibbe N. 4, 75, 86, 148 — 149 
etc.) als für das Gebiet des späteren Landrechts von 1 603 prak- 
tisch entgegen. Zn vergleichen ist auch a. 41 — 42 des Bill- 
waerder Rechts v. 1498. Das hamb. Stadtrecht gedenkt dieses 
Verfahrens zwar nicht ausdrücklich. Allein dass es in der That 
diese so durchgehend in den deutschen Rechtsquellen sich findende 
Scheidung zwischen Flur- und sonstigen Schäden gekannt habe, ist 
aus dem späteren Rechtszustande riiekschliessend zu entnehmen.' 2 ) 


I2 ) Ssp. II 40 §4; Syst. Scliüffenr. IIT, T. II 123; Glogau C 441, Sten- 
dal XVII, 1, Lüneb 97, Greussen IV, 27, Note. 

') cf. lex Fris. add. sap. X, 2: qüod si caball ns qui praestitus erat, 
ipsum qui illum habuit calcibus percusait aut forte occidet nullus eum solvat. 

2 ) Za beachten ist auch, dass das Statut von Verden in der Redaktion 
von 1 ö82 im wesentlichen die Bestimmungen dos hamb. Rechts unverändert 
wiedergiebt (a. 111, 112), aber einen das Schüttung-, verfuhren im Falle eines 
Flurschadens ausdrücklich regelnden Artikel (113) hinzufugt. 

r* 
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3. Endlich ergiebt die Natur der Sache, dass ein durch ein 
Tier bewirkter Schaden regelmässig nur als ein damnuni cor- 
pori datum sich darstelleu kann, nur solche Fälle also hier der 
Regel nach in Betracht kommen. 

B. Innerhalb dieser Grenzen aber lallt jeder Schaden, so- 
wohl Tötung und Körperverletzung von Personen, als eigentliche 
Sachbeschädigungen unter Artikel 19, 20. Insbesondere räumen 
dieselben den Beschädigungen und Tötungen von Tieren keine 
Sonderstellung ein, wie das die Quellen sonst vielfach thun. 

Zwar weisen einzelne Momente darauf hin, dass die frag- 
lichen Artikel jedenfalls von Haus aus sich speziell auf den Fall 
der Tötung und Körperverletzung von Personen bezogen. So 
lässt hierauf schliessen die Zulässigkeit des begrepens, das ur- 
sprünglich Tötung oder schwere Körperverletzung zur Voraus- 
setzung hatte. So der Umstand, dass a. 19 Abs. 2 einen von 
dem Eber mit dem Hauer zugefügten Schaden im Auge hatte. 
Allein wie die meisten deutschen Rechtsquellen 1 ) die Grund- 
sätze über die Haftung für Schadenszufügungen durch Tiere an 
den besonders häutigen und wichtigen Fällen der Tötung und 
Körperverletzung von Menschen entwickelt und deshalb vorzugs- 
weise auf diese exemplifiziert haben, so auch das hamburgische 
Recht. Wie aber jene Rechte damit keineswegs die gleichartige 
oder doch analoge Behandlung anderer Vermögensbeschädigungen 
ausschliessen wollten, — cf. die häufige Erwähnung von Be- 
schädigungen von Tieren durch Tiere, aber auch die Aufzählung 
anderer Fälle von Sachbeschädigungen im Wiener Stadtrecht 
a. 150. Freyberg a. 245, 246 — so ist das auch für das ham- 
burgische Recht anzunehmen. Dass das vom Statut an der 
fraglichen Stelle gebrauchte Wort „schaden“ eine so weit gehende 
Bedeutung im Sprachgebrauch desselben gehabt hat, ergiebt u. 
a. a. 17 IX (1270), wo als schaden bezeichnet wird der Fall, 
wo breke we syn ben, it were man ofte will ofte quick ofte 
wat ungeluckes dar scliude etc. Auch sind endlich die an- 
gedrohten Rechtsfolgen, speziell auch die in a. 19 Abs. 3 an- 


3 ) Ssp. II 40. Salzw. § 72. Stendal 17. Lüb. 0. I a. 68, 64. C. II 
a. 152, 153, 255. .Sy st. Sehr. III 22, 123. Ostfries. I.dr. I C. 83, 84, 86 ff. 
Radeln II 24. Bordesh. a. 46, 47. Briinn 17. Prag 120 etc. 


Digitized by Google 



11 


gedrohte Busse von 3 ü., nicht derartige, dass sie eine Anwend- 
barkeit auf Sachbeschädigungen ausschlössen. 

Eine Scheidung, wie sie z. B. das Magdeb. Görl. Recht 
von 1304 a. 1.28 innerhalb der Körperverletzungen kennt, näm- 
lich danach, ob die Wunde kampfwürdig ist oder nicht, ist, wie 
für die meisten Rechtsgebiete nicht bezeugt, so auch für Ham- 
burg, wo die Ordale schon früh aus dem Prozesse verschwanden, 
nicht anzunehmen. 


g 4. Behandlung des Verschuldens. 

An das Vorliegen einer Beschädigung durch Tier oder 
Wagen knüpfen die Artikel 19—20 VI (1270) die Pflicht zumbe- 
teren des Schadens. Die Statuierung dieser Schadensersatzpflicht, 
auf deren rechtliche Natur noch einzugehen sein wird, geschieht 
schlechtweg, ohne dass der Willensrichtung des etwaigen custo- 
diens oder einer sonstigen Person irgendwie gedacht würde. 

A. Trotzdem ist aber selbstverständliche Voraussetzung 
der Rechtsfolgen der Art. 19, 20 das Nichtvorliegen einer vor- 
sätzlichen Beschädigung. An eine solche knüpfte das hambur- 
gische Recht, wie das deutsche Recht jener Periode überhaupt 
(cf. Goslar S. 41 Z. 1), schon eine öffentliche Kriminalstrafe 
des Schuldigen, und von einer solchen ist hier nicht die Rede, 
(cf. S. 24.) Die Artikel 19, 20 kommen vielmehr erst in 
Betracht, wenn der Beklagte sich von dem etwaigen Vorwurfe 
der Vorsätzlichkeit freigeschworen hatte. 

B. Dagegen ist andererseits aus der Nichterwähnung des 
subjektiven Momentes in jenen Artikeln allerdings der Schluss 
mit Recht zu ziehen, dass dieselben ihre Rechtsfolgen nicht ab- 
hängig machen von dem Vorliegen einer Fahrlässigkeit des mit 
der Aufsicht über das Tier Betrauten, d. h. Fahrlässigkeit im 
heutigen Sinne als eines rein subjektiven Defektes genommen. 
Bestätigt wird diese Folgerung durch den bei Trümmer I 
S. 378 abgedruckten Fall aus dem hamburg über memorandorum 
fol. 73, 1 vom Jahre 1451. Denn es wird dort ausdrücklich 
hervorgehoben, dass die Pferde, welche Hanse Lanckonwens 


s 
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Kind vom Leben znni Tode gebracht, van wanschichten lopende 
geworden seien. 

1. Es entspricht diese Ignorierung der subjektiven Willens- 
richtung des Handelnden einem allgemein im deutschen Rechte 
erkennbaren und schon vielfach beleuchteten Prinzip. Das 
deutsche Recht kennt nur den Vorsatz als rein subjektive Vor- 
aussetzung von Rechtsfolgen. Es kennt dagegen nicht den ab- 
strakten Begriff der Fahrlässigkeit als eines reinen Willens- 
defektes. Entsprechend seiner Tendenz, sich an das Äussere, 
Greifbare zu halten, nicht mit Begriffen, sondern mit Thatsachen 
zu operieren, zieht das deutsche Recht es vor, mehr oder weniger 
lest umschriebene Thatbestände zu normieren, bei deren Vor- 
lagen es ein Verschulden desjenigen, auf dessen Verhalten die 
Verwirklichung desselben zurückzuführen ist, ohne weiteres als 
gegeben ansieht, bei deren Nichtvorliegen es ein ungelucke an- 
nimmt. 

2. Ist man sich insoweit über die Struktur des deutschen 
Rechtes im allgemeinen einig, und besteht auch weiterhin Ein- 
verständnis darüber, dass das deutsche Strafrecht als Voraus- 
setzung seiner Straffolgen Vorsatz oder Fahrlässigkeit im obigen 
Sinne erfordert, so gehen doch die Ansichten weiterhin darüber 
auseinander, ob auch für die zivilrechtliche Schadensersatzpflicht 
das Vorliegen eines Verschuldens im obigen Sinne vorausgesetzt 
werde, oder ob diese Pflicht sich vielmehr an die Thatsache des 
eingetretenen Schadens ohne weiteres knüpfe. Vom Standpunkte 
des hambnrgischen Rechts aus muss man zur Verwerfung der 
ersteren, insbesondere von John (Das Strafrecht in Norddeutsch- 
laud z. Z. der Rechtsbücher S. 12 ff.), aber auch, wie es scheint, 
von Planck (Das deutsche Gerichtsverfahren im M. A. Bd. I 
S. 409) vertretenen Ansicht und zur Billigung der letzteren, 
namentlich von Hammer (Die Lehre vom Schadensersätze etc.) 
und Stobbe (Handbuch des d. Privatrechts V. S. 377 ff) — siehe 
auch Bartels, über die Ersatzansprüche des Hamb. Staates 
wegen Beseitigung gesunkener Schiffe aus dem Fahrwasser der 
Unterelbe, in der Hanseat. Ger.-Ztg. H.B. 1895 N. 42 S. 115 — 
verfochtenen Theorie gelangen. John nimmt ein „Verschulden“ 
dann als gegeben an, wenn durch das schädigende Thun gleich- 
zeitig ein allgemeines polizeiliches oder ein für den Einzelfall 
erlassenes sonstiges obrigkeitliches Gebot übertreten werde, so- 
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wie ferner dann, wenn durch eine gefährliche Hantierung ein 
schädigender Erfolg eingetreten sei. 1 ) Zu diesen gefährdenden 
Hantierungen gehöre auch das Umgehen mit Tieren. Daher 
hafte, im Falle durch dieselben ein Schaden bewirkt werde, 
der Veranlasser desselben, weil in Verschuldung stehend. Diese 
Konstruktion scheitert u. E. daran, dass das hamburgisclie Recht 
und die deutschen Rechtsquellen überhaupt, wie schon gesagt, 
keineswegs alle Tiere gleichmässig behandeln, sondern gefähr- 
liche und ungefährliche scheiden und schon an den durch letztere 
bewirkten Schaden Ersatzpflicht knüpfen (s. o. S. 6 und unten 
S. 14 ff.). Andererseits steht der Theorie der unbedingten 
Schadenersatzpflicht nicht der schon oben S. 6 erwähnte a. 17 
IX (1270) entgegen, auf den John sich u. a. für seine Ansicht 
bezieht. Denn, wie Hammer S. 47 mit Recht betont, sollte 
die dort erwähnte Verwarnung durch den Rat nicht zur Er- 
möglichung der Annahme eines „Verschuldens“ dienen, sondern 
zur Ermöglichung der Annahme eines Kausalzusammenhanges 
zwischen dem Handeln einer Person und dem eingetretenen 
Schaden. Ohne jene Verwarnung würde der Schaden nicht ohne 
weiteres auf ein Unterlassen einer bestimmten Person zurück- 
führbar sein, da ohne dieselbe eine Pflicht zur Anwendung von 
Vorsichtsmassregeln häufig entweder überhaupt nicht bestehen 
würde, oder doch zweifelhaft sein könnte, wem sie obliegen 
würde. — Übrigens würde unseres Erachtens gerade nach der 
John’schen Theorie jenes Erfordernis des beschuldegons speziell 
im Falle des a. 17 IX (1270) seine Erklärung nicht finden. 
Denn es ist nicht abzusehen, weshalb das Hantieren mit einer 
Bodenwinde, das Aufrichten eines Schiffes auf dem Helgen, das 
Aufstapeln von Holz, die Nichtausbesserung eines baufälligen 
Hauses weniger gefährliche Handlungen sein sollten, als das 
Umgehen mit Kühen und Ziegen. 2 ) 


') Der vierte ganz spezielle Full, in welchem nach John a. a. O. S. 32 
ein „Verschulden“ als vorliegend angenommen wird, interessiert hier nicht. 

s ) Ein Eingehen auf diese Kontroverse ist nur geboten, um a. 19—20 
VI (1270) mit a. 17 IX (1270) in Einklang zu bringen und so zn einer 
einheitlichen Scliadensorsatztheorie und zu einer festen Terminologie lur das 
hamburgisclie Recht zu gelangen. Davon abgesehen könnte es gleichgiltig 
sein, ob man sagt: „weil der schädliche Erfolg eingetreten ist und aus seinem 
Eintreten auf einen Willensdefekt Deinerseits zu schliessen ist, haftest. Du“, 
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3. a. Wie schon gesagt, ist dem deutschen Rechte der aller- 
dings typisch gehaltene Begriff des Verschuldens keineswegs 
fremd. Behauptet wird nur, dass er bei der Frage nach der 
Statuierung der Ersatzverbindlichkeit für ausserkontraktliche 
Schäden nicht in Betracht gekommen sei. Dagegen wurde jenes 
Verschulden allerdings berücksichtigt, und zwar speziell auch 
bei Schädigungen durch Tiere, bei der Gestaltung der Haftung 
im Einzelnen. Es werden in dieser Beziehung, wie schon mehr- 
fach erwähnt, geschieden: Tiere, welche ihrer Individualität nach 
gefährlich sind, und solche, welche ihrer Individualität nach un- 
gefährlich sind, vorleumbte und unvorleumbte (Arnstadt a. 33, 
34), bedichtete und unberiiehtete (Dithm. Ldr. v. 1539 a. 82, 83), 
schedeliche und sonstige Tiere (Prag a. 120). :{ ) Nicht etwa 
wird unterschieden zwischen zahmen und wilden Tieren, wie 
Stobbe Hdb. V. S. 412. Planck I. S. 409. Wulff LL S. 233 
Anm. 1 annehmen. 

Im Falle durch ein individuell gefährliches Tier ein Schaden 
angerichtet wurde, gestaltete sich die Haftung des Herrn in 
allen Fällen strenger, mochte ihn nun bei der Bewahrung des- 
selben ein Verschulden treffen oder nicht. Andererseits aber 
trat jene strengere Haftung auch nur ein, im Falle es sich um 
ein gefährliches Tier handelte, sonstige Fälle der Verschuldung 
im heutigen Sinne blieben unberücksichtigt. Es tritt hier die 
schon beleuchtete mechanische Konstruktion des deutschrecht- 
lichen Verschuldungsbegriffes zu Tage. Dieselbe macht sich 
weiterhin auch darin geltend, dass man auch bei der Feststellung, 
ob ein Tier in concreto gefährlich war, vielfach schablonenhaft 
zu Werke ging. (s. o. S. 7.) 

b. In der Behandlung des Falles eines Verschuldens des 
Herrn durch Halten eines gefährlichen Tieres weichen die Be- 
stimmungen des hamburgisclien Rechts von denen des Sachsen- 
spiegels und der verwandten Rechtsquellen ab. Während die 
letzteren in diesem Falle dem Herrn des Tieres die Möglichkeit 
der Preisgabe entzogen und ihn persönlich haften Hessen, 4 ) ändert 

oder ob man einfach sagt: „weil der schädliche Erfolg eingetreten ist, haftest 
Du“. Auf jeden Fall wäre in letzter Linie einzig der Erfolg das Bestimmende. 

3 ) cf. Freyberg a. 251. Ostfries. Ldr. I. C. 83. Hadeln II. Tit. 24. 
Eisenach HI. 64, 65 etc. 

4 ) Ssp. IL 62. R. B. n. Bist. II, 9 Dist. 2. Sachs. Weichb. a. 120 
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das hamburgische Recht nichts an der zivilrechtlichen Sehadens- 
ersatzpflicht. Es legt vielmehr neben derselben dem Herrn 
des Tieres noch eine Busse von 3 U. auf. 5 ) Es ist diese Busse 
das übliche Gewedde des hamburgischen Rechts im Falle gröberer 
Yerstösse gegen polizeiliche und gesetzliche Vorschriften (cf. I, 
9, 10, 14, 16; VI, 27; VII, 10; IX, 1, 2, 3, 8, 10—12, 15; X, 2; 
XII, 10 (1270). Dasselbe wird als broke bezeichnet (I, 9, 16; 
IX, 2 (1270), also als Strafe für einen Friedensbruch, was klar 
die strafrechtliche Natur desselben erkennen lässt. Hieran ver- 
mag es Nichts zu ändern, dass die broke gemäss IX, 20 (1270) 
nur zu 2 /s an Bat UI1( 1 Vogt, zu 3 /a an den Kläger fiel. Denn 
die Strafen der älteren deutschen Rechte sollten Genugthuung 
nicht nur den Vertretern der Allgemeinheit, sondern auch dem 
Verletzten selbst verschaffen, da der Friede nicht nur an jener, 
sondern auch an diesem gebrochen war. 

C. Haben wir im Obigen als das die Schadensersatzpflicht 
begründende Moment den blossen Kausalzusammenhang zwischen 
der Thätigkeit des Tieres und dem eingetretenen Schaden er- 
kannt, so bleibt nunmehr die Frage zu erörtern, wenn das Recht 
diesen Kausalzusammenhang als unterbrochen ansieht. 

1. Wie im § 6 u. 7 des näheren gezeigt werden wird, tritt 
eine Verhaftung des Tieres selbst ein, wenn es bei der Schadens- 
zufügung nicht unter Aufsicht stand. Stand es unter Auf- 
sicht, so haftet der Aufsichtführende. Das Tier gilt danach als 
Urheber des Schadens nur, wenn es sponte, ohne dass es in 
seinem vom Rechte fingierten Willen präsumtiv oder thatsächlich 
beeinflusst war, geschadet hatte. 

2. Hieraus folgt von selbst, dass auch derjenige, welcher, 
ohne die Obhut über das Tier zu haben, dessen schadenstiftende 
Thätigkeit veranlasst hatte, für den Schaden aufzukommen haben 
musste. Selbstverständlich kann aber von einer Haftbarkeit einer 
an sich zu dem Tiere in gar keiner Beziehung stehenden Person 
nur dann die Rede sein, wenn dieselbe durch ein Thun, zu dem 
sie nicht berechtigt war, die Ursache zu dem Schaden gesetzt 


§ 1 bezw. a. 123. Ditbm. Ldr. von 1447 § 106, 106, von 1639 a. 82, 83. 
Brünn 17. Prag 120 und die in Anm. 3 Zitierten. 

6 ) 1 Pfund =* 20 solidi. Nach Reimarus, Ztschr. f. Hamb. Gesch. 
Bd I N. 33 S. 464 sind 20 sol. 14 Mark 4 ’/„ ß Beo. damal. Währung. 
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hatte. In der Tliat bestätigen denn auch die Quellen, dass der 
Dritte, welcher durch sein unberechtigtes Eingreifen das Tier 
gereizt und dadurch den Schaden verursacht hatte, seinerseits 
zu haften hatte, cf. Roth. 327: si quis canes alienos clamaverit 
aut incitaverit et damnum fecerint in homine aut in peculio, non 
reputetur illi culpa cuius canes sunt, sed illi qui eos incitaverint. 
Ferner Ostfries. Ldr. I C. 85: Well einen hunt edder Beest terget 
edder dar tho erwecket quait to doende, de is in fülle Boete 
unde Broeke schuldig de dat Beest dartho helft erwecket und 
nicht de Herre des Beestes. Dasselbe gilt, wenn nicht ein 
Mensch, sondern ein Tier durch Reizung des anderen Tieres 
den Schaden veranlasst hat; cf. Ostfr. Ldr. I C. 87. Also wanner 
eines andern Mannes Pert dat myne bit ölte schleit eder to 
Toren erwecket unde myn Pert schleit daraver ein Kint eder 
ander Beest doet, so is de Herre van dat ander Beest den 
Schaden tho gelden schuldig und ick nicht. 

3. Auf Grund ebenderselben Argumentation kommt man 
aber auch zu der weiteren Folgerung, dass die Schadensersatz- 
pflicht dann cessiert, wenn der Beschädigte selbst die schadens- 
stiftende Thätigkeit des Tieres veranlasst hatte.' 1 ) Dieser von 
den Quellen auch ganz allgemein bei Schadenszufügungen jeder 
Art vertretene Grundsatz 6 7 ) wird speziell bezüglich der Schadens- 
stiftungen durch Tiere in den nachfolgenden Quellenstellen aus- 
drücklich hervorgehoben. Lex Wis. VIII Tit. 4, 18: si quis 
vitiosum bovem aut canem vel aliud animal contra se irritatum 
concitaverit, quidquid passus fuerit, culpae eius qui hoc pertulerit 
oportet adscribi. Frankenhausen IV a. 12: . . . es were daun 
dass der todte oder beschaedigte zu dem Unfall auss mutwillen 
oder nach vorwarnunge des furmannes selbst Ursache gegebenn 
bette, cf. auch Wend. Rüg. Ldgebr. Tit. 174. Einen weiteren 
Beleg für diese Auffassung der Quellen bilden die zahlreichen 
Stellen, nach denen eine Haftung des schädigenden Tieres dann 


6 ) Trümmer I S. 387 ist der Ansicht, dass das ältere hamb. Recht 
das Verschulden Dritter sowohl als das eigene Verschulden des Beschädigten 
nicht berücksichtigt habe. 

5 ) Magdeb. Blume 11 3, 98: schade der einem van siner verwarlosung 
geschyt, darf er keinem scholt geben. Vgl. die zahlreichen Belege bei 
Hammer a. a. O. S. 72. 
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wegfällt, wenn das geschädigte Tier selbst „den Krieg begonnen 
hatte“, cf. Bordesh. Neumünst. Amtsgebr. a. 45. Frankenhausen 
IV a. 71. Ostfries. Ldr. I C. 87, 88. Darauf, dass speziell 
auch das hamb. Recht diesen Standpunkt eingenommen hat, weist 
die Thatsache hin, dass a. 19, 20 II (1270) eine Schadensersatz- 
pflicht nur statuieren, wenn das ledige Tier auf der Strasse lief. 
Es lässt sich hieraus an der Hand von Lübeck C. I a. 63, 64, 
Cod. II a. 152, 153 entnehmen, dass diese Haftung dann ces- 
sierte, falls umgekehrt das Tier in dem Hause seines Herrn 
sich befand. Der Grund war offenbar der, dass nach der Auf- 
fassung des Rechts derjenige, welcher ein fremdes Haus betritt 
und sich mit dem fremden Vieh befasst, selbst dadurch den An- 
lass zu dem erlittenen Schaden giebt. Speziell kann er sich 
nicht beklagen, wenn er dort von dem Haushunde angefallen 
wird (Lüb. Cod. II a. 152). 

Ein Zwiespalt in der Auffassung der Quellen scheint sich 
dagegen geltend zu machen in dem speziellen Falle, wo ein 
Kind oder sonst eine nicht völlig handlungsfähige Person sich 
durch ihr Verhalten selbst den Schaden zugezogen hat. Es wird, 
wie es scheint, trotzdem eine Haftung des Schädigers statuiert 
von Goslar S. 4 1 Z. 1 : of en Kint lepe under enne waghen oder 
under en pert oder van anderem nnghelücke scüde dat en sca- 
den dede an sinen dank, dar en dot bleve oder ghe wandet 
woorde, de moste selve sevede vulkumene lüde dat an den 
hilleghen irweren, dat it an sinen dank gesehen were. So ne 
tredet ime an dat lif nicht, mer mit ienes wergelde scolde he 
dat irlegheu. Allgemeiner gefasst ist Rechtsb. n. Dist. II 2, 
Dist. 15 bezw. Purgoldt II 126, wonach derjenige haftet, 
welcher einen Zaun unvorsichtig anlegte, an den sich dann ein 
Vieh (bezw. ein Kind, Purg. 1. c.) verletzt: „wenn is eyu un- 
vornimftigk thir ist unde sich dovor nicht gehuten kan also ein 
mensche“. Andererseits sagt ein Nordhäuser Weistum A § 10: 
het ein unser bürgere holtz legende uff der stratzc, kernet da 
ein ander kint edir aide hule linde tun sich selben schaden, da 
geht kein gerichte übir. U. E. ist der in diesem Weistum do- 
kumentierten Auffassung das grössere Gewicht beizulegcn, da 
dieselbe sich in einer den fraglichen Fall speziell behan- 
delnden Quellenstelle findet. Goslar S. 41 Z. 1 will nur den 
Fall eines ane dank des Wagenführers eingetretenen Unfalles 

Hoffmana, Di« Haftung nach Hamburger Recht. 2 
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behandeln und formuliert sein Beispiel unglücklich. Den völlig 
undeutschen und mit dem oben geschilderten Rechtszustande 
direkt unvereinbaren — vgl. namentlich den Fall, wo das Tier 
durch ein anderes gereizt war — Rechtssatz aufzustellen, dass 
nur schuldfähigen Personen ihr eigenes für den erlittenen Unfall 
kausales Verhalten zuzurechnen sei, dürfte dem Autor des frag- 
lichen Rechtsbuches fern gelegen haben. Die Bestimmung des 
Rechtsbuchs n. Dist. bildet eine Singularität gegenüber der im 
Übrigen auch iu ihm bekundeten Auffassung der fraglichen 
Materie. Der unzulässigen Ausdehnung, die der romanisierende 
Purgoldt dem Anwendungsgebiete dieser Bestimmung giebt, 
ist vollends keine Bedeutung beizulegen. Jedenfalls werden wir 
für das hamburgische Recht im Zweifel uns der Auffassung des 
Nordhäuser Weistumes anzuschliessen haben. 


§ 5. Das begrepen. 

Ip Artikel 20 VI (1270) wird die prinzipale Haftung des 
Wagenführers für den von ihm mit seinem Gespann angerichteten 
Schaden statuiert mit dem Zusätze: wert he dar mede begrepen. 

1. Begrepen ist der ständige Ausdruck des älteren hamb. 
Rechts für die Festnahme auf handhafter That; cf. a. 5 VI; 
22 IX; 3, 5 X ; 4, 7, 8 XII (1270). Dass es sich in der 
That auch hier um dieso handelt, wild bestätigt durch die Aus- 
drucksweise der Parallelstellen Ssp. II, 40 § 4 und Lüneburg 
97, die von einem „bestedigen in der hanthaften daet“ dos vom 
Kutscher im Stiche gelassenen Gespannes reden. Andere Quellen- 
stellen gebrauchen bei der Besprechung desselben Falles die 
Ausdrücke upholden ane gerichte, vorkumeren, bekumeren (Gosl. 
48 Z. 35; R. B. n. Dist. II C. VIII D. 4, 5). Sie betonen damit, 
ebenso wie wenn sie von dem „ledeghen“ des Tieres durch Zah- 
lung des Schadens reden, die arrestatorische Seite des Verfah- 
rens um handhafte That (cf. Planck a. a. 0. II S. 359, 368; 
v. Meibom, Das deutsche Pfandrecht S. 147), die, wo es sich 
um Stetigung eines Tieres haudelte, naturgemäss besonders scharf 
hervortreten musste. In der That liegt der Unterschied zwischen 
dem begrepen und dem Personalarrest zur Sicherung zivilrecht- 
licher Forderungen lediglich darin, dass letzterer regelmässig, 


Digitized by Google 



19 


nach hamb. Rechte immer (8 IX 1270), vorgängige richterliche 
Anordnung erforderte; in den Wirkungen decken sich beide 
Institute. 

2. Der Umstand nun, dass nur in a. 20 VI 1270 das be- 
grepen erwähnt wird, darf selbstverständlich nicht zu der Fol- 
gerung verleiten, als ob in den übrigen Fällen einer Beschädi- 
gung durch Tiere ein Verfahren um handhafte That nicht statt- 
haft gewesen wäre. Vielmehr erwähnen, wie schon gesagt, die 
Parallelstellen dieses Verfahren gerade bei einem anderen Falle, 
nämlich dem, wo der Knecht, der die Tiere in Obhut hatte, 
entflohen war. 

3. Auch dass eine Verletzung Vorgelegen habe, die „ihrer 
objektiven Beschaffenheit nach eine Strafe an Hals oder an 
Hand zur Folge gehabt hätte“, ist nicht Voraussetzung der 
Znlässigkeit der Klage auf handhafter That, wenngleich in den 
Fällen, wo eine solche Verletzung nicht in Frage stand, die 
Klage nicht zu den peinlichen, sondern zu den gemischten oder 
gemengten gehörte. (Behrend, Stendaler Urteilsb. S. 80, Ho- 
rn ey er, Richtstcig S. 445 f.) 

4. Ebensowenig ist aber umgekehrt aus der Erwähnung des 
begrepens an dieserStelle zu schliessen,dass dasselbe notwendige 
Voraussetzung für das Vorgehen gegen den Wagenführer, oder 
überhaupt wegen Schädigungen durch Tiere gewesen wäre. 1 ) 
Es stand vielmehr hier, wie in allen Fällen, wo an sich auch 
wegen handhafter That hätte geklagt werden können, dem Ge- 
schädigten stets auch die schlichte Klage offen (cf. Planck 
a. a. O. 1 S. 703), wenn er von jenem Verfahren nicht Gebrauch 
machen wollte oder konnte. Allerdings war aber in dem ordent- 
lichen Verfahren wegen eines erlittenen Schadens der Zeugen- 
beweis nicht zulässig; der Beklagte entging daher der Klage 
stets ohne weiteres mit seinem Eide (13 VI 1270. cf. Langen- 
beck zu a. 6 E. 14'J7). Die Zulässigkeit der schlichten Klage aber 
auch in Hamburg lässt ausser eben diesem Artikel 13 VI 1270 
besonders auch 5 VI 1270 erkennen, wo gerade das Verfahren 
geregelt wird, das in dem Falle Platz zu greifen hatte, wenn 
der Beklagte nicht auf handhafter That bestätigt worden war. 
Wenn andererseits die Artikel 3, 5 X; 7, 8 VII 1270 die 


') Dies scheint anzunehmen R: ö. bei Seuff. 39 8. 302. 
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Bestätigung als notwendige Voraussetzung der in ihnen ange- 
drohten Rechtsfolgen erkennen lassen, so erklärt sieh das aus 
dem Charakter dieser Rechtsfolgen als peinlicher Strafen. Uiu 
peinliche Strafen zu erwirken, musste allerdings mit Gerüfte 
geklagt werden. (Planck a. a. 0. I S. 763 A. 5). Solche 
aber stehen hier nicht in Frage. 

5. Die Bestätigung konnte nach liamb. Rechte körperlich 
und „kontumazial“ vollzogen werden. 

a. Bei der körperlichen Bestätigung war, je nachdem ein 
Tier als der Tliäter galt, oder ein Mensch (cf. § 6), das erstere 
allein oder mit der betreffenden Person zusammen zn bestätigen. 
In letzterem Falle wurde das Tier nur zum Zwecke der bewisung 
ergriffen und vor das Gericht gebracht, ebenso wie das in an- 
deren Fällen auch z. B. mit der duve (a. 7 XII 1270) oder 
dem eggewapene geschah. Dasselbe gilt von dem Falle, wo 
der als der eigentliche Tliäter anzusehende Inhaber des Tieres 
entflohen war. 2 ) 

b. Der körperlichen Stätigung steht gleich, wenn nach der 
in a. 4 XII 1270 gegebenen Definition der Tliäter „auf der 
vorvluchtigen dat verwunnen oder mit deme eggewapene beseen 
wurde“. Es musste dann allerdings durch Zeugen bekundet 
werden, dass Kläger das Gerüfte erholen und von ihnen der 
Beklagte bei der That gesehen sei. Ob ausserdem, wenn es 
sich um Schadenszufügung durch Tiere handelte, noch ein Ver- 
fahren, wie es Goslar S. 43 Z. 1 u. 35 und R. B. n. Dist. II 8 
D. 4 zum Zwecke der bewisung fordern, ein „orkundelighen be- 
klagen“, erforderlich war, ist nicht ersichtlich. 

6. Das Verfahren um handhafte That gegen ein Tier oder 
gegen den Inhaber desselben ist durchaus zu scheiden von dem 
im Falle eines Flurschadens platzgreifenden Verfahren (s. o. § 3). 


*) Eiue Verhaftung des Tieres trat hier nicht ohne weiteres ein, wie 
Trümmer I ä. 370 annimmt. Aus dem dort abgedruckten Rechtsfalle aus 
dem lib. mem. fol. 73, 3 ist das nicht mit Notwendigkeit zu folgen. Wenn 
dort sich au dem abgeschlossenen Vergleiche sowohl der Knecht, der mit 
dem Gespuun seines Herrn den Schaden angerichtet hat, als dieser selbst 
beteiligen, so ist das sehr wohl auch etwa daraus zu erklären, dass der 
erstere zunächst flüchtig geworden war, demnächst im Laufe dos Prozesses 
sich sistiert hatte und nun seine Regressschuld gegenüber dem Herrn gleich 
mit vergleichsweise erledigte. 
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Schon die Terminologie ist eine andere, indem dies letztere Ver- 
fahren in dem benachbarten Hammerbroeker und Billwaerder 
Recht stets als Pandinge, Schuttinge bezeichnet wird. Ferner 
ist dies Pfändungsverfahren in allen Fällen, wo es überhaupt 
rechtlich möglich ist, notwendige Voraussetzung eines jeden 
Vorgehens überhaupt, was, wie wir oben gesehen haben, bei 
dem Bestätigen nicht der Fall war. Des weiteren ist eine Be- 
sonderheit des Pfändungsverfahrens, dass der Schade „durch un- 
parthieesche Lude taxeret und warderet werden“ musste (Ham- 
mcrbr. Findung 148). Endlich ist bei demselben ausser dem 
Schadensersätze noch ein besonderes Pfandgcld von wechselnder 
Höhe zu entrichten, was bei dem Stätigungsverfahren nicht der 
Fall ist. (Hammcrbr. Find. 149).'*) 

7. Im übrigen kann wegen der Wirkungen der Bestätigung 
auf das von Cropp in Hudtwalcker und Trümmer, Krimin. 
Beiträge II S. 36fi ff. und Trümmer, Vorträge I S. 404 
Ausgeführte verwiesen werden, da für unseren Fall weitere 
Besonderheiten desselben nicht zu vermerken sind. 


§ <5. Die Haftung im allgemeinen. 

I. Die Sachhaftung. 

In a. 19 Abs. I u. 2 wird an die dort normierten That- 
bcstände die Rechtsfolge geknüpft, dass das Tier, welches den 
Schaden bewirkt hat, denselben bessern soll. Diese Rechtsfolge 
wird auch in a. 19 Abs. 3 und a. 20 als die prinzipaliter ein- 
tretende vorausgesetzt, der gegenüber die abweichenden Be- 
stimmungen eben dieser Artikel nur als Ausnahmen von der 
Regel erscheinen. Der farblose Ausdruck beteren wird illustriert 
durch den ihm in a. 19 Abs. 2 gegebenen Zusatz „mit syneme 
lyve“. Es bedeutet dieser Zusatz in a. 19 Abs. 2 keineswegs 
etwa die Statuierung einer besonderen Rechtsfolge eben für den 
in diesem Passus behandelten Fall. Denn eine beträchtliche 


®) Es dürfte daher nicht ganz korrekt sein, wenn das Reichsgericht 
tSeuff. Bd. 39 S. 302) auf das Verfahren nach Ssp. II 40 den Ausdruck 
.Pfändung“ anwendet. 
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Reihe von Handschriften (bei Lappenberg I. H. P. Q. R. S.) 
haben denselben auch im Abs. 1 des a. 19. Beferen mit syneme 
lyve aber ist der ständige Ausdruck der älteren Hamburgischen 
Statuten für die Todesstrafe (a. 2, 3, t>, 9 X 1270). 

1. Das hamburgische Recht steht somit auf dem Boden der 
kriminellen Haftbarkeit des Tieres für den durch dasselbe ange- 
richteten Schaden. Es nimmt damit einen Standpunkt ein, wie 
er dem deutschen Rechte jener Periode überhaupt charakteristisch 
ist. Ausgehend von der unbeschränkten persönlichen Haftung 
des Herrn bezw. seiner Sippe für das als zur Hausgenossen- 
schaft gehörend angesehene Tier, 1 ) ist dasselbe fortschreitend 
zu einer immer mehr abgeschwächten Haftung übergegangen, 
indem zunächst dem Herrn des Tieres nachgelassen wurde, 
durch Auslieferung desselben an den Vorletzten sich von der 
Zahlung wenigstens der einen Hälfte des Wergeids oder der 
Busse zu befreien, 2 ) demnächst die Möglichkeit der Vermeidung 
jeder persönlichen Haftung durch Hingabe des Tieres nach vor- 
gängiger Leistung eines ausserprozcssualen Gefährdeeidos kon- 
zediert wurde. 3 ) 4 ) Das Recht der mittelalterlichen Rcchtsbücher 


*) Lex Saxon. Tit. 13. Lex Angl. u. War. Tit. 12. Lex Alam. 103. 
ed. Roth. 330 ff. Lex Fris. 111 OS (für das Gebiet zwischen Weser und 
Laveke). 

a ) Lex Alam. 102. Lex Rib. Tit 48. Lex Sal. Ecc. 35. 

s ) so im späteren salischen Rechte. Cod. V 36 ff. cf. Ed. Ohilp. c. V. 
Ähnl. Lex Wis. VIII Tit 4, 12 ff. Brunner R. G. II S. 555. 

4 ) von Amira, Tierstrafen und Tierprozesse S. 688, sieht umgekehrt 
in der Sachhaftung das Ursprüngliche. 31. E. steht dem entgegen Lex Burg. 
18 , 1, wo die Sachhaftung unter Beseitigung der antiijua calumuia, also jeden- 
falls der Personalhaftung eingeführt wird. Ferner ist zu beachten Ijex 
Alam. 102. Dort wagt der Gesetzgeber in dem Falle der Tötung eines Jlen- 
schen durch einen Hund nicht ohne weiteres von der im übrigen festge- 
halteuen vollen Personalhaftung abzugehen, sondorn bewirkt die Abschwächung 
in die Haftung für das halbe Wergeid nur aut einem Umwege, indem er 
die volle Haftbarkeit von Bedingungen abhängig macht, deren Erfüllung 
dem Beschädigten so gut wie unmöglich ist. Es lässt dies Manöver er- 
kennen, wie fest die Anschauung, wonach der Herr zu voll für sein Tier 
aufzukommen hatte, im Volke wurzelte. Damit soll nicht gesagt sein, dass 
der Gedanke einer eigenen Verantwortlichkeit des Tiores nicht schon in 
ältester Zeit im Volksbewusstsein gelebt habe, wie denn eine derartige Per- 
sonifikation der naiv sinnlichen Auffassung eines Naturvolkes immer näher 
liegen wird, als der eines schon auf fortgeschrittener Kulturstufe stehenden. 
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endlich hatte auch diese Beschränkung der Sachhaftung abge- 
streift und behandelte das Tier schlechtweg als Delinquenten. 
Allerdings formulieren nicht alle Rechtsbücher ihren Standpunkt 
mit der Klarheit des hamb. Statuts. Manche reden von einem 
fordirn czu dem thirc (Magd. Bresl. syst. Sehr. III 7, II 123), 
oder von der Möglichkeit, mit dem Beeste full to doen (Ostfr. 
Ldr. I C. 84), oder davon, dass das Tier den schaden gelden 
müsse (Freyb. a. 248), ohne auf die rechtliche Natur dieser 
Haftung des Tieres selbst weiter einzngehen. Wieder andere 
geben dem Herrn die Befugnis zur Entschlagung und dem 
Geschädigten die zur Unterwindung, 5 ) oder begnügen sich da- 
mit, die persönliche Haftung des Herrn zu negieren (Stendal 
XVII 2), ohne auf den Rechtsgrund dieser Konstruktion weiter 
hinzudeuten. Aber auch von diesen Quellenstellen lassen ein- 
zelne (Ssp. II 40 § 2. Salzw. § 72. Schwsp. 204) wenigstens 
mittelbar auf den Charakter der Haftung des Tieres als einer 
delikticischen schliessen, wenn sie denjenigen für persönlich 
haftbar erklären, der das Tier nach der Schadenszufügung in 
Kenntnis derselben „hovet oder hauset, etet oder drenket“, und 
sich somit einer Redewendung bedienen, die die Quellen zur 
Bezeichnung der Begünstigung eines Friedlosen verwenden. 5 ) 

2. Wenn nun aber auch der Gedanke einer Personifikation 
und einer eigenen kriminellen Verantwortlichkeit des Tieres das 
Hamburger wie das mittelalt. Recht überhaupt beherrscht, 
so wird derselbe doch verständigerweise nicht in allen seinen 
Konsequenzen, die zum Teil sich als Absurditäten darstellen 
würden, durchgeführt. Das Recht vergisst nicht, dass es sich 
im Grunde genommen doch nur um „dumme Beeste“ (Ostfr. Ldr. I 


Allein dieser Rechtsgedanke wurde paralysiert durch die prinzipale Rück- 
sichtnahme auf den dem Geschädigten gebührenden Ersatz, die ja auch sonst 
vielfach zu eiuer Inanspruchnahme nicht des wirklichen Thäters, sondern 
unbeteiligter Personen, wie seiner Hausgenossenschaft und Sippe, führte. 
Erst nachdem eine grössere Rücksichtnahme auf das subj. Moment im Rechte 
sich Geltung verschafft, konnte jener schlummernde Gedanke einer eigenen 
Haftung des Tieres zu Leben erwachen. 

n ) Ssp. II 40. Gosl. S. 43 Z. 1. R. B. n. Dist. II 8 , Dist. 1, 5. Purg. 
IV 11, 13. Eisen. III 58. Salzw. § 72. Wend. Rüg. Ldgebr. 174. Brünn 
17. Prag 120. Lüb. Cod. II a. 153, Cod I a. 64. 

«) cf. Brunner R. G. Bd. I S. 167, II S. 575. 
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C. 74) handelt. Insbesondere kennt das deutsche Recht keine 
öffentlichen Tierstrafen 7 ) und Tierprozesse. 8 ) fl ) Das betercn 
mit syneme lyve des hanib. Rechts wird daher an dieser Stelle, 
wie das bei der angedrohten Todesstrafe nach deutschen Rechts- 
quellen vielfach der Fall ist, 1 ") nur die Bedeutung einer dem 
Verletzten erteilten privaten Tütnngsbefugnis gehabt haben, 
von der derselbe bezw. seine Sippe, abgesehen von besonders 
schweren Fällen, 11 ) kaum je einem Tiere gegenüber Gebrauch 
gemacht haben dürfte. 

3. Eine weitere Durchbrechung des der Behandlung dieser 
Materie zu Grunde liegenden Prinzips liegt darin, dass derjenige, 
welcher nach erlangter Kenntnis von dem Schaden „sich zu 
dem Tiere zieht“ oder sich desselben nicht „entschlägt“ und 
damit erklärt, für dasselbe eintreten zu wollen, nicht ebenfalls 


7 ) Diese scheint allerdings Schwsp. a. 204, Rupr. v. Freysing C. 136 
androhen zu wollen, offenbar von kirchlichen Anschauungen (Exod. XXI, 28) 
beeinflusst. Doch wird diese Vorschrift wohl kaum praktisch geworden sein 
(s. Anm. 8). 

®) Wie von Arnira, Tierstrafen und Tierprozesse, beweist, lassen 
sich öffentliche Tierstrafen und Tierprozesse in Deutschland, und zwar nur 
im südlichen, nur in 3—4 Fällen aus der 2. Hälfte des 16. Jahrhunderts 
nachweisen. Offenbar widerstanden derartig verschrobene Bildungen dem 
deutsenen Volksgeiste. Stryk, usus mod. Fand. ad. IX, 1 Fand, muss zur 
Rechtfertigung derselben, die er noch für praktisch hält, wiederholt auf die 
clara voluntas sutnmi Nnminis hinweisen. — Etwas von der öffentl. Tier- 
strafe völlig Verschiedenes ist die .Sitten- und kultpolizeiliche Massregel“ 
(v. Amira S. 557) der Tötung des zur Sodomie gemissbrauchten Tieres. 
Sie fand statt ad tollendam nefandi sceleris memoriam. (Stryk a. a. 0. 
S. 142). Ein solcher Fall wird uns speziell tür Hamburg noch in dem Urteil 
vom Jahre 1606, das der Kommentar von Vegesack zu a. 28 St. v. 1603 IV 
allegiert, überliefert. 

®) Trümmer a. a. O. I S. 382 ist der Ansicht, dass das willenlose 
Tier ebensowohl wie der Mensch Gegenstand des altdeutschen Strafrechts 
gewesen sei. 

,0 ) cf. Brunner R. G. II S. 471, s. u. Lex Wis. VIII 4, 20: tradat 
ut occidat. 

") So erklärt sich vielleicht die oben S. 21 schon berührte That suche, 
dass in allen Handschriften gerade im Falle des a. 19 Abs. 2 VI (1270) 
der Zusatz mit syneme lyve sich findet, während er im Falle des a. 19 Abs. 1 
von einer Reihe von Haudschriften nicht gebracht wird. Im Falle jemand 
durch einen Eber zerfivischt worden war, wird die Erbitterung der Sippe 
wohl eher zu einer Tötung des Tieres geführt haben. 


X, 
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kriminell, wie das folgerichtig hätte geschehen müssen, haftbar 
gemacht wird. Obgleich das Recht vielfach, wie oben gesagt, 
die termini technici der Begünstigung einer Missethat in An- 
wendung bringt, lässt es ihn doch nur auf Schadensersatz haften, 
(a. 19 Abs. 1 VI 1270). 

Überhaupt ist zu beachten, dass naturgemäss immer da, 
wo die Person des Herrn in Frage kommt, der Gedanke durch- 
bricht, dass die kriminelle Haftung des Tieres für ihn zugleich 
eine auf das Tier beschränkte zivilrechtliche Haftung bildet. 
Insow eit konnte oben im § 4 die Schadensersatzpflicht als generelle 
Folge der Artikel 19, 20 VI 1270 bezeichnet werden. 


II. Die persönliche Haftung. 

Naturgemäss konnte das Tier nur dann als Delinquent an- 
gesehen werden, wenn es seinen eigenen freien Trieben folgend 
geschädigt hatte, nicht aber, wenn es im Augenblicke der 
Schadensstiftung in der custodia eines Menschen stand, in dessen 
Hand es nur ein willenloses Werkzeug bildet, (s. S. 15.) 

1. Demgemäss blieb die persönliche Haftung des Herrn, 
wie wir sie in den Volksrechten als das Ursprüngliche kennen 
gelernt haben, bestehen in dem Falle, wo das Tier zu der kri- 
tischen Zeit in der Obhut seines Herrn stand. Eben aus dem 
Umstande, dass es sich um ein von Alters her bestehendes 
Rechtsinstitut handelt, mag es sich erklären, dass die bekannteren 
Quellen der persönlichen Haftung des Herrn in diesem Falle 
gar nicht besonders gedenken, sondern nur aus ihrer Terminologie 
auf das Bestehen derselben schliessen lassen. 12 ) Es deuten 
nämlich die von denselben gebrauchten Ausdrücke, wenn sie von 
der Möglichkeit der Preisgabe des Tieres reden, — es ist dies 
die Art und Weise, in der die Sachhaftung sich regelmässig 
realisierte — darauf hin, dass sie stets ein Verhältnis voraus- 


la ) g e g en die persönliche Haftung des Herrn im Falle seiner custodia 
scheint zu sprechen, dass Brokes II dem a. 1!» Abs. 2 (Liib. Cod. III a. 3t4) 
hinzufügt: so verne de dat nicht loset dem dat sin is. Doch ist es sehr 
wohl möglich, dass damit die allerdings recht selbstverständliche Haftung 
des Herrn in diesem Falle überhaupt horvorgehoben werden sollte, ohne dass 
darauf eingegangen werden sollte, ob diese Haftung Sachhaftung oder per- 
sönliche Haftung war. 
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setzeu, wo das Tier nicht in der Gewere des Herrn stand; 
cf. Lübeck Cod. I a. 69: si dominus pecudem refutaverit et sibi 
non attraxerit; Ssp. 1140: ofhe't weder an sine gewere nimt; 
ebenso Salzwedel § 72; Arnstadt a. 33. Ausdrücklich gedenken 
des Falles nur die Freyberger Statuten. Dieselben behandeln 
in a. 245 den Fall, wo ein Mann „ein pferd hat und das wird 
los und laeuft und thut einen schaden“, und gewähren demselben 
in diesem Falle die Entschlagungsbefugnis. In a. 246 wird 
dann der Fall besprochen, wo ein Mann „sitzet auf einem Pferd, 
er sey Herr oder Knecht“, und bestimmt, dass in diesem Falle 
der Reiter haftet „und das Pferd ist ledig“. 13 ) 

2. Hielt man für den Fall der custodia des Herrn au der 
ursprünglichen persönlichen Haftung fest, so scheint es, als ob 
man dieselbe für den Fall, wo das Tier sich zur Zeit der 
Schädigung in der Obhut eines Dritten, einer nicht als „Herr“ 14 ) 
qualifizierten Person, befand, erst nachträglich, nachdem im 
übrigen die Sachhaftung im allgemeinen Anerkennung gefundeu, 
als Ausnahme von derselben wieder eingeführt hat. Gerade 
das Hamburger Recht lässt auf diese Entwickelung söliliessen. 
Die a. 19 Abs. 3 und a. 20 VI 1270, welche eben den hier 
fraglichen Fall behandeln, stellen sich nämlich als offenbar 
jüngeren Ursprungs gegenüber a. 19 Abs. 1 und 2 dar. 
Darauf lässt bezüglich beider Stellen der Umstand schliessen, 
dass sie nicht den altertümlichen Zusatz „mit syneme lyve“ 
dem beteren hinzufügen (s. o. Anm. 11). Für einen jünge- 
ren Ursprung speziell der Bestimmungen des a. 19 Abs. 3 spricht 
weiter noch der Umstand, dass eine Reihe von Handschriften 
(nämlich die von Lappenberg mit D. H. P. R. S. bezeichneten) 


,s ) Wenn die § 4 Anm. 4 zitierten Quellenstellen bei der Behandlung 
desjenigen, der wilde Tiere hält, besonders bervorheben, dass dieser selbst 
zu haften habe und nicht das Tier, so ist auch hieraus kein Argument gegen 
unsere Auffassung zu entnehmen. Denn wenn auch in diesen Quellenstelleu 
die persönliche Haftung des Herrn als eine Ausnahme hingestellt wird, der 
gegenüber die Sachhaftung die Regel bildet, so erklärt sich das daraus, 
dass in den meisten Fällen, wo eine Haftung des Herrn für sein Tier in 
Frage kam, dieses nicht in seiner, sondern in der Obhut seines Gesindes etc. 
gewesen sein wird und daher in der That Sachhaftung des Herrn das 
Regelmässige gewesen sein wird. 

M ) Darüber, wer als „Herr“ anzusehen ist, cf. S. 37 ff. 
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als Rechtsfolge des in diesem Passus normierten Thatbestandes 
nicht persönliche Haftung, sondern im Gegenteil Haftung des 
Tieres statuieren verbis: den schaden schal dat perd ofte quick 
beteren unde nicht de man, und dass selbst in der das Recht 
von 1292 gebenden Handschrift die Worte den scal de man 
beteren de daroppe reit linde nicht dath perth verschiedenemale 
durchstrichen sind, ohne dass allerdings etwas Anderes an ihre 
Stelle gesetzt wäre. 15 ) 16 ) Aus dem hierin sich bemerkbar machen- 
den Widerstreben gegen die Einführung der persönlichen Haf- 
tung in dem Falle der Detention eines Dritten erklärt es sich 
auch, wenn man, selbst nachdem dies Widerstreben im übrigen 
überwunden war, an der Sachhaftung wenigstens dann noch fest- 
hielt, wenn der Detentor der persönlichen Haftung durch die 
Flucht sich entzog (a. 20 VI 1270). 

Es findet diese Entwicklung vielleicht in folgenden Um- 
ständen ihre Erklärung. Als blosser Detentor des Tieres kam 
hauptsächlich ein Knecht (oder Hauskind) des Herrn in Be- 
tracht, wie die oben S. 9 Anm. 12 zitierten Quellenstellen ergeben. 
Für den Knecht aber haftete der Herr im älteren Rechte eben- 
falls unbedingt, und es lag daher kein Anlass zu einer Unter- 
scheidung des Falles, wo das Tier in ledigem Zustande geschadet 
hatte, von dem, wo es bei der Schadenszufügung in der Obhut 
eines Knechtes gestanden hatte, vor. Und selbst nachdem im 
allgemeinen im Falle der Schadenszufügung durch einen Knecht 
die Befugnis zur Preisgabe desselben sich entwickelt hatte, 17 ) 
mag man sich nur schwer entschlossen haben, in feinere Distink- 
tionen dahin, ob das Tier oder der Mensch preiszugeben war, 
einzutreten. 18 ) Ei st nachdem im späteren Mittelalter das hörige 
Gesinde allgemein durch freies Gesinde ersetzt war, lag Anlass 
vor, von der bisher im allgemeinen festgehaltenen Sachhaftung 
abzugehen. Dazu mögen praktische Bedenken auf ein möglichstes 


I5 ) 8. Lappenberg zu 1292. G. XVI a. 

I# ) Zu beachten ist auch, dass der entsprechende Passus des Sachsen- 
spiegels, nämlich II 40 § 4 einen spateren Zusatz zu dem ursprünglich nur 
bis § 3 reichenden a. 40 bildet (Behrend, Stendal. TJ. B. S. 79). 

w ) Die Einschränkung der unbedingten Haftung für Vergeben des Ge- 
sindes dürfte jüngeren Ursprunges sein, als die bei .Schädigungen durch 
Tiere, cf. Brunner R. G. II S. 555. 

18 1 Vgl. übrigens Anm. 2 zu § 7. 
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Festhalten an der Haftung des vielleicht mittelst begrepens 
bereits in die Gewalt des Geschädigten gelangten Tieres bezw. 
seines jedenfalls regelmässig zur Höhe des Tierwertes solventen 
Herrn hingedrängt haben. 

.1. Was die juristische Natur der persönlichen Haftung des 
Herrn oder des Detentors des Tieres anlangt, so hatte dieselbe, 
ebenso wie die Haftung des Tieres selbst, delikticischen, wenn 
auch nicht kriminellen Charakter. 


§ 7. Die Sachhaftung im einzelnen. 

A. Sachhaftung trat ein in allen Fällen, wo das Tier in 
ledigem Zustande geschadet hatte. Auf welche Weise cs in 
diesen Zustand gelangt war, ist rechtlich gleichgiltig. Insbeson- 
dere müssen wir nach Wortfassung und Entstehungsgeschichte (s. o. 
S. 26 f.) des a. 19 Abs. 3 VI 1270 annehmen, dass Sachhaftung auch 
dann eintrat, wenn das von einem Dritten ohne den Willen des 
Herrn in Besitz genommene Tier demnächst in ledigem Zu- 
stande eine Schädigung bewirkte. Sachhaftung trat ferner ein 
in allen Fällen, wo das Tier in der blossen Innelmbung eines 
Beauftragten stand, der sich der persönlichen Haftung durch 
die Flucht entzog, a. 20 VI 1270.') Auch für den Fall, wo 
dieser Beauftragte Auftrag und Detention von einer Zwischen- 
person herleitete, die ihrerseits in Besitz oder Innehabung ohne 
den Willen des Herrn des Tieres gekommen war, ist man aus 
den oben angegebenen Gründen genötigt, Sachhaftung anzunehmen. 

B. Die Verwirklichung der Sachhaftung gestaltete sich in 
allen diesen Fällen gleich. 2 ) Es macht auch rücksichtlich der- 


*) Wohl rein versehentlich bestreitet das Laut precht, in Goldschmidts 
Z. f. d. ges. Handelst, ßd. XXI S. 95. 

a ) Es ist daher hier, weil der Fall des Entkommens des an sich per- 
sönlich haftenden Detentors einer besonderen Behandlung nicht zu unter- 
ziehen ist, auf eben jenes Erfordernis des Entkommens näher einzugehen. 
Das Reichsgericht (Seufferts Arch. Bd. 39 S. 302) stellt der Flucht andere 
gleichwertige Momente, z. B. Unvermögen des Detentors, gleich. U. E. 
spricht hiergegen die Thatsache, dass die sämtlichen den Fall einer sub- 
sidiären Sachhaftung überhaupt behandelnden Quellenstellen diese überein- 
stimmend gerade nur im Falle der Flucht des Knechtes oder Wagenführers 
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selben keinen Unterschied, ob das Tier ein gefährliches oder 
ein ungefährliches war. Entscheidend für die Gestaltung der- 
selben ist vielmehr die Thatsache, ob das Tier nach der Schädi- 
gung ledig geblieben oder, was gleichbedeutend, in die Gewere 
des Beschädigten getreten war, oder aber ob es in die seines 
Herrn oder endlich in die eines Dritten gekommen war. 

I. Was zunächst den ersteren Fall anlangt, so ist das 
Charakteristikum desselben das Erfordernis einer ausdrücklichen 
diesbezüglichen Erklärung des Herrn des Tieres, falls er das- 
selbe vertreten, also die Sachhaftung vermeiden wollte. Der Herr 
des Tieres musste „sich zu dem Tiere ziehen“, wie der Aus- 
druck der Quellen lautet. 

Um demselben Gelegenheit zur Abgabe dieser Erklärung 
zu geben, wurde ihm nach stattgehabter Bestätigung des Tieres 
Anzeige von derselben erstattet. 3 ) War er unbekannt, so wird 
ein Aufgebotsverfahren stattgefunden haben. 4 ) 

1. Meldete sich demnächst der Herr des Tieres und erklärte 
er, dasselbe vertreten zu wollen, so lief das Verfahren in das 
Verfahren um handhafte That gegen ihn persönlich aus. 

2. Erklärte er ausdrücklich, dasselbe nicht vertreten zu 
wollen, so mochte nunmehr der Geschädigte sich desselben 
„unterwinden“. Dieselbe Befugnis wird dem Geschädigten nach 
fruchtlosem Ablauf der Aufgebotsfrist zugestanden haben. 

3. Dasselbe muss man aber m. E. auch für den Fall an 


statuieren, ohne auch nur ein einzigesmal eines jener gleichartigen Gründe 
zu gedenken, cf. Ssp. II 40 § 4. Lüh. Cod. II a. 154. Goslar II S. 44 
Z. 6 u. Parallolstellen, Magd. Bresl. syst. Sehr. III T. 2, 123. Glogau C. 441. 
Ijüneb. 97. Zu beachten ist weiter, dass der Verhaftung des Knechtes in 
Stendal XVII, Liineb. 97 ganz beiläufig, also als einer selbstverständlich 
eintretenden Rechtsfolge gedacht wird, nirgends aber etwa auch der als 
subsidiäres Exekutivmittel gegen ihn zur Anwendung gebrachten Personal- 
haft (cf a. 13 IX 1270). Das Erfordernis der Flucht steht sich wohl als 
ein rcsiduum der quelleuiuässig allerdings nicht zu belegenden Periode der 
Reehtsentwickelung dar, wo, falls das Tier im Augenblicke der Schädigung 
sich in der Detention eines Knechtes befand, der Herr das Recht hatte, 
diesen preiszugeben (cf. § 0 Anm 17), ein Recht, das natürlich dann, aber 
auch nur danu zu Gunsten der älteren Haftung des Tieres zessierte, wenn 
der Knecht sich seiner Verhaftung durch die Flucht entzogen hatte. 

s ) Analog dem Schüttungsverfahren Stobbe I S. 481. 

4 ) Analog dem Verfahren vor der Geweldiguug eines arrestierten Gates 


Digitized by Google 



30 


nehmen, wo der Herr des Tieres bekannt war, aber auf die 
Anzeige von der Schadenszufügung hin sich nicht erklärte. Es 
folgt das konsequent aus der prinzipalcn Haftung des ledigen 
Tieres selbst. Behrcnd (Stondaler Urteilsbuch S. 78) ist anderer 
Ansicht. Er nimmt an, dass der Geschädigte in diesem Falle 
eine Klage gegen den Herrn des Tieres zur Höhe des Wertes 
desselben, oder aber, falls der Herr unbekannt, „zu dem Tiere“ 
habe anstrengen müssen. Habe er das unterlassen und sich mit 
der ^tatsächlichen Innehabung des bestätigten Tieres begnügt, 
so habe dem Herrn des Tieres seinerseits noch jederzeit die 
Eigentumsklage offen gestanden, wogegen er dann allerdings das 
Tier bezüglich des von ihm angerichteten Schadens habe ver- 
treten müssen. Hiergegen spricht m. E. ausser dem oben er- 
wähnten prinzipiellen Bedenken einmal die Ausdrucks weise der 
Quellen, 5 ) die als Voraussetzung der Sachhaftung nur verlangen, 
dass der Herr des Tieres dasselbe nach Kenntnis der Schadens- 
zufügung nicht hause oder liofe, sich desselben nicht annehme 
(Hadeln II 24), sich zu demselben nicht ziehe (Purg. IV 11 
und Parallelstellen), nicht aber etwa noch eine bezügliche aus- 
drückliche Erklärung. Wenn ferner ein Urteil im Glogauer 
Rechtsbuch C. 441 bestimmt: „worde herre ader eyn knecht 
abrunnig der mit vy ader mit wagen schaden thete, der here 
der mus do vor antworten ader mus sich des vies trösten ader 
waynes 6 )“ und ähnlich Eisenach III 62 anordnet: „worde abir 
der (in dez gewere daz vihe ist) vorfluchtig, daz man en zeu 
der antworte nicht mochte brengen so sal man das vihe davor 
uffhaldin mit gerichte“, so ist daraus zu folgern, dass die Flucht 
des Herrn einer ausdrücklichen Erklärung der Nichtaufnahme 
des Tieres gleich stand, und daraus wiederum auf das Nicht- 
erfordernis einer solchen ausdrücklichen Erklärung zu schliessen. 

Ob man in einem derartigen Falle die Mitwirkung des 
Gerichtes bei der Unter Windung verlangte, worauf die Ausdrucks- 


5 ) Das Citat bei Behrend a. a. O. „Weichbild 100“ scheint ein irr- 
tümliches zu sein. 

®) Das Urteil wirft etwas konfus zwei Fälle durcheinander: 

a. Der Knecht wird flüchtig: der Herr haftet mit Entschlaguugs- 
befugnis. 

b. Der Herr, welcher selbst custodieus war, wird flüchtig: das 
Gespann haftet. 
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weise bei Eisenach III 62 schliessen lässt, muss dahin stehen. 
Jedenfalls wird der Geschädigte regelmässig der grösseren Sicher- 
heit halber ein bezügliches Schoffenurteil sich haben finden lassen 
(cf. Behrend a. a. O. S. 78 sub b). 

In allen diesen Fällen fiel das Tier mit Abgabe der ent- 
sprechenden Erklärung des Herrn bezw. mit Ablauf der an- 
gemessenen oder Aufgebotsfrist ipso iure in das Eigentum des 
Geschädigten, falls dieser den Eigentumserwerbswillen hatte. 
Auf das Nähere ist unten bei der Besprechung der Wirkungen 
der Preisgabe einzugehen, (cf. S. 32 Z. 3.) Das dort Ange- 
führte ist hier analog anzuwenden. 

II. War das Tier, entweder weil es überhaupt nicht, oder 
weil es wenigstens nicht körperlich auf handhaftcr That bestätigt 
worden war, nach bewirkter Schadenszufügung wieder in die 
Gewere seines Herrn gelangt, so war eine ausdrückliche Er- 
klärung des Herrn, dass er es vertreten wolle, nicht erfordert. 
Eine diesbezügliche Erklärung wurde schon in der Thatsache 
gefunden, dass er das Tier nach erlangter Kenntnis von dem 
Schaden in der Werc behielt.’) Der Herr des Tieres musste 
umgekehrt seine Absicht, das Tier nicht vertreten zu wollen, 
ausdrücklich kontestieren, indem er es aus seiner Hausgenossen- 
schaft entliess, es preisgab, abandonnierte. 7 8 ) 9 ) 

1. Er musste diese Entschlagung alsbald, nachdem er von 
der Schädigung gerichtlich oder aussergerichtlich vernommen, 

7 ) cf. Schilter, praxis iuris Rom., exerc. ad. Fand. XIX 5: ins Teu- 
tonicura praesumit ex receptione animalis recipientem ipso facto veile obli- 
gari ad damni aestiinationom. 

**) Die (Quellen bedienen sich der Ausdrücke refutare. versahen (Lübeck), 
sik üteren. utslagen (Ssp. Salzwedel), ut sinen geweren laten und sieb des 
vortyen [vorczulien] (Goslar, R. B. n. Bist!), usirn, renunciare (Weichbild), 
sich trösten (Glogau), assignare (Brünn). 

9 ) Das Hamburger Recht schreibt den Abandon nicht ausdrücklich vor. 
Allein bei der ganz allgemeinen Anerkennung, die derselbe in den übrigen 
Quellen findet (cf. die in Anmerkung 8, 9, 1 1 Citierten), rnugs gerade dieses 
Schweigen des hamb. Rechts über das von ihm gewollte Verfahren dazu 
führen, das Abandonsystem auch als von ihm vorausgesetzt anzusehen. Wenn 
das hamb. Seerecht (v. 1292 bezw. Stadtr. v. 1497 P. 47 ff.), wie es scheint, 
für den Fall der Schiffskollision das Exekutionsprinzip vertritt, so beweist 
das nichts gegen unsere Ansicht, da die Anwendung des Abandons auf 
diesen Fall überhaupt dem germanischen Rechte ursprünglich fremd war. 
cf. Lefenvre S. 10 ff. 


y- 
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oder doch jedenfalls, ehe seine Kenntnis übernächtig; wurde, 
vornehmen. Hatte er das Tier in Kenntnis der Schädigung auf- 
genommen, so fiel die Entschlagungsbcfugnis überhaupt weg. 

2. Der Entsehlagungsakt ging ursprünglich aussergerichtlich 
in der Weise vor sich, dass der Herr des Tieres dasselbe vor 
Zeugen 10 ) von Haus und Hof vertrieb, es derelinquiertc. 

3. Mit dem Momente der Dereliktion ging ex lege das auf- 
gegebene Eigentum an den zum Erwerbe bereiten Beschädigten 
über. Es bedurfte nicht erst einer Inbesitznahme. 11 ) ,2 ) Ebenso- 
wenig war eine besondere Erklärung des Eigentumserwerbswillens 
erforderlich. Diese war zu präsumieren, lag übrigens auch regel- 
mässig in der Bestätigung des Tieres bezw. der Anzeige des er- 
littenen Schadens an den Herrn des Tieres genügend deutlich 
bekundet. Wurde der Erwerb abgelehnt, so wird das Tier nun- 
mehr herrenlos und damit, wenigstens nach hambnrgischem Rechte, 
Eigentum des Fiskus geworden sein. 

4. Da hiernach sich der Eigentumserwerb als derivativer 
darstellte , IS ) so gingen alle an dem Tiere etwa bestehenden 

10 ) Goslar S. 43 Z. 1. bezw. R. B. nach Pist- II s, Dist. 1: sich des vortyen 
[vorczuhen] cf. A. 8. Purgoldt IV 10 lmt, an der entsprechenden Stelle 
sich des Verzügen, cf. eodem IV 10: her sali in von ira schlaen midt kunt- 
scliaft zweyer siner nackebur; siehe auch Brunner, R. G. II S. 303 und 
lex Wis. VIII Tit. 4, 17 proiecere ita ut vicinis omnibus uotum faciat. 

n ) So im Effekte auch Hammer a.a. O. S. 89 f. Einen analogen Fall 
des Eigentumsuberganges im modernen Recht bildet der auf Grund n. 408 
H. G. B. Danach fällt die von einem Rheder abandouniertc Schiffspart von 
Rechtswegen an die übrigen Mitrheder nach Verhältnis ihrer Parten. 

12 ) Der Eigentumsübergang wird sich regelmässig ohne Schwierigkeit 
vollzogen haben, da durchgängig dem Herrn des Tieres von dem Geschä- 
digten selbst zuerst Nachricht von dem Schaden gewordeu sein wird. Wenn 
allerdings ausnahmsweise die Dereliktion in Abwesenheit des Geschädigten 
erfolgte, lag die Gefahr nahe, dass es vom Fiskus als herrenloses Gut in 
Anspruch genommen wurde. Han half sich hier später teils, indem inan das 
Tier in allen Fällen der Entscblagung als herrenlos ausah. dem Fiskus aber 
die, nachmals vielfach ignorierte Pflicht auflegte, dasselbe ganz oder zu 
einer Quote seines Wertes au3zuliefern (so Lübeck Cod. II a. 153, Berlin 
Stadtb. S. 102 CCC 218), teils indem man nur die vor Gericht vorgeuoin- 
mene Entscblagung anerkannte (so Freyberg a. 215. cf. Schilter exerc. ad 
Pand. 19 § 6. Stryk, usus mod. Pand. ad l’and. IX 1 § 7). Das hanib. 
Recht dürfte sich eher dem letzteren Auswege genähert haben. 

13 } cf. Wagener, Seerecht S. 222 für den Atnn. 9 erwähnten analogen 
Fall. Stryk, Us. mod. Paud ad Pand. IX 1 S. 136 § 7. 
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dinglichen Rechte mit auf den Erwerber über, soweit sie nicht 
etwa durch einen Besitzwechsel ipso iure erloschen (cf. Stobbe, 
Hdb. II S. 824). 

5. Befugt zur Preisgabe war de iure der Herr des Tieres 
nur dann, wenn er Eigentümer war. Faktisch aber war es 
nach hamburgischeni Rechte auch dem Nichteigentümer möglich, 
sich durch Entschlagung der Haftung zu entledigen, da auch er 
infolge des Eingreifens des Satzes „Hand wahre Hand“ 14 ) in 
der Lage war, Eigentum zu verschaffen, 15 ) selbst wenn der Ge- 
schädigte seine Qualität als Nichteigentümer kannte, da es auf 
den guten Glauben des Erwerbers nach älterem Rechte nicht 
ankam. lfi ) cf. Magdeb. Bresl. R. v. 1261 a. 76. Der alleinige 
Fall, wo der Nichteigentümer nicht in der Lage war, Eigentum 
zu übertragen, nämlich der, wo ein gestohlenes oder geraubtes 
Gut in Frage stand, 17 ) kommt hier nicht in Betracht, da der 
Inhaber desselben nicht als „Herr“ galt und daher eine Sach- 
haftung desselben überall nicht in Frage kam (s. u. S. 38). 

6. In allen Fällen war der Geschädigte befugt, das an ihn 
gefallene Tier in natura zu behalten. Ein gerichtlicher Verkauf 
desselben und Befriedigung des Geschädigten aus dem Erlöse, 
wie dies Eisenach III 5ii kennt, war dem hamburgischen wie 
dem sächsischen Rechte fremd, widerspricht überhaupt dem 
Prinzipe des Abandonsystems 18 ) und ist auf eine Annäherung an 
das Schüttungsverfahren zurückzuführen. 

III. Es bleibt endlich noch der Fall, wo das Tier nach 
zugefügter Schädigung in die Gewere eines Dritten getreten 
war. Dies konnte in verschiedener Weise geschehen. 

1 . Entweder das Tier trat nach der Schadenszufügung direkt 


M ) 1270 IX 21. Baumeister I § 34. 

,5 ) Selbstverständlich wurde er in diesem Falle dem Eigentümer des 
Tieres regresspflichtig. Regressberechtigt war übrigens auch der Herr des 
Tieres gegen den flüchtig gewordenen Detentor. Goslar S. 44 Z. 5. Lüne- 
burg 07. Stendal 17. Für das hamburgische Recht bezweifelt, das Trüm- 
mer, Yortr. I S. 375. U. E. ohne jeden Grund. 

>“) cf. B. B. 1888 No. 44 

1T ) Dass bloss diese Beschränkung des Satzes .Hand wahre Hand“ dem 
liamb. Recht bekannt war, führt Baumeister I § 34 A. 8 ff. gegen Cropp 
bei Hadtwalcker und Trümmer, Krim. Beitr. Bd. II S. 43 ff. ans. 

18 ) cf. Ehrenberg, Beschr. Haftung etc S. 16. 

Hoffmann, Die Haftung nach Hamburger Rächt. 3 
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in die Gewere jenes Dritten. Dann gestaltete sich die Haftung 
in gleicher Weise, wie es mit dem Herrn des Tieres der Fall 
gewesen wäre, d. h. der Dritte haftete persönlich, wenn er im 
Augenblicke der Aufnahme des Tieres die noxa kannte, oder 
dasselbe nach erlangter Kenntnis in der gewere behielt, im 
übrigen hatte er die Entschlagungsbefugnis. Es lässt sich 
diese Gleichstellung beider Fälle entnehmen aus der ganz all- 
gemeinen Fassung der einschlägigen Stellen, cf. Hamburg 19 
Abs. 1 VI 1270 toge over ienich man sik dat quyk to; R. B. 
n. Dist. II 8 D. 4: wer deune daz vih obir macht in seiner 
gewere liette; Eisenach II 59: ist daz sich dann ymant czu 
dem nosse gezcuhit; vgl. Magd. Bresl. syst. Sehr. III T. 2, 123. 
Natürlich musste der Akt der Aufnahme aus dem Willen, sich 
als Herrn zu gelieren, entsprungen sein, nicht etwa aus dem 
Willen der nützlichen Geschäftsführung für einen Dritten, ins- 
besondere den Geschädigten, cf. lex Rip. LXX, 1: si qnis 
homo a liquo seu aliquolibet manufactite fuerit interfectus, non 
solvatur, nisi forte quis auctorem interfectionis in nsus pro- 
prios assumpserit. 19 ) 

Die Möglichkeit einer derartigen Haftung des Dritten war 
nur dann gegeben, wenn der Dritte das Tier an sich nahm, 
ehe der Herr des Tieres die Erklärung, sich desselben entr 
schlagen zu wollen, abgegeben hatte. Erfolgte die Aufnahme, 
nachdem der Herr erklärt hatte, den Schaden vertreten zu 
wollen, so war dieselbe dem Geschädigten gegenüber belanglos. 
Erfolgte sie, nachdem der Herr des Tieres dasselbe preisgegeben, 
so war der Geschädigte mit Abgabe eben dieser das Eigentum 
übertragenden Erklärung hinsichtlich seiner Schadensersatz- 
forderung abgefunden. Die demnächstige Inanspruchnahme des 
Tieres bezw. des Dritten war eine Folge der erlangten Be- 
friedigung, diente aber nicht erst der Erlangung derselben. 

2. Das für den Fall der direkten Besitzerlangung eines Dritten 
Ausgeführte hat entsprechend zu gelten, wenn das Tier nach 
bewirkter Schadenszufügung zunächst in die Gewere seines 
Herrn zurückgekehrt und demnächst erst von diesem an einen 
Dritten übertragen worden war. Die beiden einzigen Quellen- 


19 ) Siehe auch Älteres Schleswiger Stailtr. A. 83, jüngeres A. 94. 
Flensburg A. 8ö. 
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stellen, die diesen Fall behandeln, fassen ilm denn auch mit 
jenem zusammen. Es ist dies einmal Dithmarscher Landrecht 
v. 1447 § 104; Item efte en pert effte vee schaden dan hadden 
in vortyden unde dat vee were van der hant ghekomen so schal 
de sakewolde, deme dat vee tobehüret, dat vee uteren myd XII 
mannen, wanner de andere sinen schaden up eme ghebracht lieft, 
efte he schal eme den schaden betören. Ferner Ostfries. Land- 
recht v. 1515 I C. 82. Van Koepenschup der Pferde. Johann 
kofft ein Peert eder wat dat sy, und dat stilve helft tho voeren 
Schaden gedaen, ehr he dat an siek nimpt, eder gekoft hofft, 
und de Schade nich angeklaget: So is Johann schuldig, den 
Schaden upthorichtcn und nich de verkoeper, daramme moet 
men voirsichtig syn, went men Peerde eder ander Beester kofft. 
Dan isset up enen gemeenen Marckedc gekofft van fremden 
Luiden so darf he id nich betaelen ; dan hefft he id gekofft und 
ichtes darvan geweeten, so moit he betaelen. Wo ok de Ver- 
koeper dat Peert uth Bedroch, so bewisslich were verkofft, moit 
he dem koeper den Schaden weder uprichten und fry holden. 

a. Hiernach haftete der dritte Erwerber in allen Fällen, 
zum wenigsten mit dem Tiere. Der Satz „Hand wahre Hand“ 
griff hier nicht ein, wo ja ein dingliches Recht, dessen Gegen- 
stand man aus der Were gelassen, nicht in Frage stand. Wenn 
trotzdem das Ostfriesische Landrecht die Haftung des Erwerbers 
dann zessieren lässt, wenn er das Tier „auf einem gemeinen Markt 
von fremden Leuten gekauft hatte“, und damit eine Besonderheit 
schaffte, wie sie sich als Ausnahme von der Zulässigkeit der 
Vindikation häufig statuiert findet (cf. Stobbe II S. 564), so 
liegt hierin eine singuläre Verquickung völlig verschiedener 
Rechtsgedanken, die bei dem späten Ursprung dieser Rechts- 
quollo und der argen Konfusion ihrer Rechtssätze gerade auf 
diesem Gebiete nicht zu einer Verkennung des gemeinrechtlichen 
Grundprinzips führen darf. 

b. Erwarb der Dritte das Tier in Kenntnis der noxa, so 
haftete er persönlich. Er musste daher nach Dithmarscher 
Recht, ehe er sich durch Entschlagung des Tieres der Haftung 
ledigte, einen bezüglichen Zwölfereid leisten. 211 ) Ob auch das 


*•) So auch Stobbe, Bd. III S. 400 A. 24. Nach Michel sen, Samm- 
lung altdithm. Recbtaquellen S. 293 int der Eid darauf zu beziehen, .dass 

S ’ 
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Ostiriesischc Landrecht eine Verschiedenheit in der Haftung 
mit Rücksicht auf die Kenntnis oder Nichtkenntnis der noxa 
statuiert, erscheint zweifelhaft. Die Entscheidung muss davon 
abhängen, ob man den Passus dan helft, he id gekofft unde 
ichtes 21 ) darvan geweten so moit he bctaelen als eine Ausnahme 
von dem Ausschluss der Haltung im Falle des Kaufes auf einem 
gemeinen Markt auffassen will, oder als Gegensatz zu dem Falle, 
wo das Tier gekauft wurde , ehe der Schade „angeklagt“ war. 
Das letztere erscheint probabler. 

c. Kannte der Veräusserer die noxa im Augenblicke der Ver- 
äussernng, so hätte folgerichtig er allein bezw. solidar mit dem 
Erwerber hatten müssen, da in dem Verkaufe jedenfalls eine 
unzweideutige Verfügungshandlung liegt. Das Ostfries. Land- 
recht steht auf einem anderen Standpunkt, indem es auch in 
diesem Fall einzig den Erwerber haften lässt und ihm nur den 
Regress gegen den Veräusserer giebt. Dem entspricht es, wenn 
das Dithmarscher Recht einer eventuellen Haftung des Ver- 
äusserers überhaupt nicht gedenkt. Auch die späteren sächsischen 
Praktiker 22 ) weisen darauf hin, dass das deutsche Recht aus 
sich selbst heraus ebenfalls zu dem Satze noxa caput sequitur 
gelangt sei. Man wird daher in der Tliat annehmen müssen, 
dass das deutsche Recht, wohl aus denselben praktischen 
Gründen, welche mit zu einer Beibehaltung der subsidiären 
Haftung des Herrn im Falle des a. 20 VI 1270 führten, (cf. 
S. 27 u. E.) in dieser Beziehung seine prinzipielle Konstruktion 
des fraglichen Verhältnisses durchbrochen habe. 

C. Das Eigentümliche der soeben besprochenen Sachhaftung 
liegt darin, dass sie ihr Objekt ergreift ohne Rücksicht auf die 
rechtlichen Beziehungen, welche zwischen demselben und einer 
Person bestehen. Das Tier haftet, und es könnte daher an sich 
dem Geschädigten gleichgiltig sein, in wessen Eigentum dasselbe 
steht, was für dingliche oder persönliche Ansprüche sich auf 


iler Eigentümer nicht doloser Weise das Tier bei einem anderen verbergo, 
teils insbesondere, dass das rechte Stück ausgeliefert werde“. Es ist aber 
nicht abzusehen, weshalb das Vorliegen dieser möglichen Komplikationen in 
allen Fällen abzusehwören war. 

21 ) ichtes bedeutet nicht, wie von Wicht übersetzt, „nichts“, sondern 
im Gegenteil „irgend etwas", cf. Schiller & Liibben s. h. v. 

Stryk, us. m. Pand. ad Pand. IX, 1 S. 136 § 7. 
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dasselbe beziehen. Trotzdem sind diese rechtlichen Beziehungen 
insoweit von Bedeutung, als die Sachhaftung nicht absolute 
Wirkung irgend eines Thatbestandes ist, vielmehr sich, wie 
schon gezeigt, infolge entsprechender Erklärungen einer Person 
in eine persönliche Haftung jederzeit umgestalten kann, und als 
gewisse Personen einen Anspruch darauf haben, dass ihnen Ge- 
legenheit zur Abgabe solcher Erklärungen gegeben werde. 

Wir haben diese Personen bis jetzt als „Herrn“ des Tieres 
bezeichnet, ohne diesen Begriff näher festzustellen. Es ist das 
hier nachzuholcn. 

Die Quellen verwenden promisene mit dem bei weitem am 
meisten gebrauchten Ausdrucke „Herr“ die termini: Meister 
(Freyberg a. 248), Wirt (Ditlim. Ldr. v. 1447 § 106, von 1557 
a. 83, Neumünster 46, Purg. IV 10), Pfleger (Prag 176), do- 
minus (Lübeck Cod. I a. 64. Brünn 17), und Wendungen wie 
„wer ein Tier hat“ (Freyberg a. 245. Arnst. a. 33 ff. Ssp. II 
62 § 1) „hält“ (Sachs. Weichb. a. 120 § 1, R. B. n. Dist. II 

C. 8 D. 1. Eisen. III 65) „tenuerit, servat“ (Sächs. Weichb. 
lat. Text a. 123), „dem das Tier ist“ (R. B. n. Dist. II C. 8 

D. 5. Goslar II S. 44 Z. 5. Freyb. a. 247. Selnvsp. a. 204. 
Angsb. a. 309) „gehört“ (LQb. Cod. II a. 153) „thokumpt“ 
(Ostl'r. Ldr. I 90, 91), in des huse es ist, (R. B. n. Dist. II 8 
D. 4), in des phlege und hüte es was (Purg. IV 15.) etc. Es 
lassen schon diese Ausdrücke erkennen, dass als die massgebende 
rechtliche Beziehung keineswegs ohne weiteres das Eigentum 2 *) 
anzusehen ist. Diese Thatsache wird bestätigt durch die wenigen 
mit dieser Frage sich ausdrücklich befassenden Quellenstellen, 
von denen allerdings ein Teil sich aut das analoge Verhältnis, 
wo ein Sklave schädigte, bezieht. Rein negativ ist gehalten 
Ssp. II 40 § 4, wo es heisst: die man mut beteren des dat 
ve unde wagen is, als verne alse sin wagen unde sine perde 
oder ander sin ve werd is. Positiven Anhalt geben die nach- 
folgenden Stellen. Roth. 333: si quis praestitum aut conductum 
habuerit eaballum vel bovem aut canem vel quodlibet peculium 
et dum in ipso benefioio et conductura est, homicidium fecerit 


**) Selbst der von Lübeck 1. c. gebrauchte Ausdruck dominus beweist 
uichts für das Gegenteil, cf. Heusler, Institutionen des d. Privatrechts 
Bd. II S. 48. 
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aut damnnm, non requiratur proprio domino, sed illi, qui praesti- 
tum liabuerit et ipsum homicidium aut dainnum conponat. 24 ) 
Ferner Wiener Stadtrecht a. 150: Leicht ein mann dem andern 
sein ros oder sein wagen durch freuntschaft oder umb lohn und 
sentt sein selbs ehnecht do mit, allen den schaden, den sein 
chnecht an derselben vert mit wagen oder mit rossen tuet . . . 
den muss sein herre pessern ... Ist aver, daz der chnecht 
[dessen] domit vert dem ros und wagen geliehen ist, so mues 
derselb herre alle den schaden pessern der dovon geschieht 
cf. auch lex Wis. V. Tit. 5, 2. Dasselbe wie bezüglich des 
Entleihers und Mieters gilt bezüglich des Depositars und Pfand- 
nehmers. cf. lex Rib. 72, 4: si autem servus aliquid culpae 
eommiserit dum intertiatus est, ipse de hoc culpabilis iudicetur, 
qui eum eo tempore retinuit. 

Bezüglich des gesetzten Pfandes scheint allerdings in den 
älteren Quellen die Haftung des Eigners statuiert zu sein 
cf. Lex Fris. IX, 1. Doch ist möglicherweise an dieser Stelle 
nur die schliessliche Regelung der Schadensersatzpflicht unter 
den Kontrahenten gemeint. Hält man hiermit zusammen, dass 
a. 19 Abs. 3 VI 1270 die Sachhaftung desjenigen, welcher das 
Tier widerrechtlich in Besitz hatte, ausschliesst und zwar, was 
die besondere Hervorhebung dieses Falles erkennen lässt, nicht 
mit Rücksicht auf seine Detention, sondern mit Rücksicht eben 
auf die Widerrechtlichkeit derselben, so ergiebt sich als Resultat 
der Betrachtung, dass als der für die Sachhaftung in Betracht 
kommende „Herr“ des Tieres der gilt, der kraft Rechtstitels 
die Xutzungsgewere des Tieres im Augenblicke der Schädi- 
gung hatte. 25 ; 26 ) 

Das Massgebende ist dabei die Herrschaft im obigen Sinne 
über das Tier, nicht etwa kommt die davon vielleicht getrennte 
Herrschaft über den Wagen in Betracht. 

**) Ähnlich Liutprand 137. 

®) So auch im wesentlichen Bartels a. a. 0. S. 116. 

*■) Nach Trümmer I. S. 390 haftete stets der Eigentümer. 
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§ 8. Dip persönliche Haftung im einzelnen. 

A. Persönliche Haftung trat einmal ein in den Fällen, wo 
an sich Sachhaftung zulässig gewesen wäre, allein eine Auf- 
nahme des Tieres in Kenntnis der Schadenszufügung erfolgt 
oder eine Entschlagung nach erlangter Kenntnis nicht erfolgt 
war. Insoweit bildet dieselbe nur ein Korrelat der Sachhaftung 
und ist mit unter dieser behandelt. 

B. Persönliche Haftung konnte aber auch als notwendige 
Vorkommen. 

1. So einmal in allen Fällen, wo das Tier im Augenblicke 
der Schadenszufügung in der Detention, der „liode“ einer Per- 
son stand. 

Einerlei ist es, ob derjenige, welcher die Obhut ausübte, 
zugleich auch Herr des Tieres, oder ob er blosser Detentor war; 
einerlei ist es weiter, ob er die Detention mit oder ohne den 
Willen des Herrn erlangt hatte. 

2. Persönlich haftete weiter jeder Dritte, der durch rechts- 
widrige Handlung den massgebenden Anlass zu dem Schaden 
gegeben hatte, ohne Detentor des Tieres zu sein (s. o. S. 10 f.). 
Sachhaftung trat dagegen wieder ein, wenn ein Tier, für das 
der Betreffende einzutreten hatte, die Schadenszufügung durch 
Reizung des anderen Tieres veranlasst hatte, cf. R. B. n. Dist. 
II 9 Dist. 4. Wend. Rüg. Ldgcbr. Tit. 177. 


§ 9. Die Haftung fiir die Busse. 

1. Für die Busse des a. 19 Abs. 2 haftete nach dessen 
Wortlaute der des de ber is. Auch hier ist unter dieser Be- 
zeichnung nicht der Eigentümer, sondern der Herr zu verstehen, 
da nicht anzunehmen ist, dass man Schadensersatzpflicht und 
Strafe auf möglicherweise verschiedene, Personen habe verteilen 
wollen. 

2. Da das die Busspflichtigkeit nach sich ziehende Moment 
das Verschulden war, das in dem Halten des gefährlichen Tieres 
gefunden wurde, so muss es ohne Einfluss gewesen sein, ob das 
Tier im Moment der Schadenszufügung ledig oder unter Auf- 
sicht war, ebenso ob die zivilrechtliche Haftung sich zu einer 
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persönlichen oder sachlichen gestaltete. Dem entspricht auch 
die Fassung des a. 1!) Abs. 2. Im übrigen ist zu vergleichen 
S. 1 4 f. 


§ 10. Der Umfang der Haftung. 

A. Die Fragt; nach dem Umfange der Haftung erledigt 
sich einfach in dem Falle, wo das Tier selbst haftete, indem es 
hier mit seinem Leibe für sämtliche Ansprüche des Beschädigten, 
ob weitgehendster oder beschränktester Natur, einerlei auch aus 
welchem Rechtsgrunde entspringend, aufzukommen hatte. Zu 
beachten sind dabei nur folgende Punkte. 

1 . Zu haften hatte an sich selbstverständlich nur das ein- 
zelne Tier, welches den Schaden zugefügt hatte. Das hat auch 
zu gelten, wenn etwa von mehreren in einer Herde getriebenen 
oder am Zügel geführten Tieren nur das eine oder andere ge- 
schadet hatte. Handelte es sich aber um ein vor einem Wagen 
befindliches Gespann, so wurden im allgemeinen Wagen und 
Pferde insoweit als eine Einheit angesehen, dass zwischen dem 
speziellen Urheber des Schadens und den übrigen Teilen des 
Gefährtes nicht geschieden wurde, vielmehr Wagen und Gespann 
beide ohne weiteres haftbar wurden, cf. Lübeck, Cod. II a. 255: 
so mot de waghen unde perde den schaden beteren; Magdeb. 
Bresl. syst. Sehr. III 2 a. 123: zo zal mans vordirn ezu den 
pferdin und czn dem wayne; Stendal XVII, 2: dat de clegher 
de anderen twe perde linde waghen sic to rechte undirwinden 
scal; vgl. auch Ssp. II 40 § 4. 1 ) Das hamburgische Recht er- 
wähnt erst in der späteren Redaktion von 1 003 die Verhaftung 
auch des Wagens. Allein die Nichterwähnung derselben in dem 
früheren Rechte dürfte nur auf eine ungenaue Ausdrucksweise 
desselben zurückzuführen sein, 2 ) wie die Langenbeckische Glosse 
zu P. 48 (14H7) 3 ) ergiebt: iedoch is in Tyden dysser Gesette 
allene achtet de Daet begahn vam Schepe gelieck van wagen 


’) Eine Modifikation enthält Wend. Rüg. Ldgebr. Tit. 177. 
s ) A. Ans. Trümmer I 8. 376 und B. B. 1887 N. 83 (8. 129). 

3 ) in der Lappenberg'schen Ausgabe der älteren Statute und 


der 

Schiffsrechte. 
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und Perden de boeten moeten unde nichtt de Güdere darup ge- 
laden wo bavcn L. 18. cf. auch die Variante zu Lübeck, Cod. 
III a. 315, bei Brokes III und im 1t. B. des Kollo. 

2. Die soeben referierte Glosse entscheidet zugleich die 
Frage nach der Verhaftung der etwa auf dem Wagen befind- 
lichen Güter. Dieselben siud nicht Gegenstand der Sachhaf- 
tung. 4 ) Und zwar ist es gleichgiltig, ob sie dem Herrn des 
Geschirres zugehören 5 ) oder nicht, indem eben jene von Langen- 
beek kommentierten a. 47 ff. P. (1437) das Gleiche für den Fall 
der Schitfskollision bestimmen: dar en darf de schiphere unde 
zyn gud nyne noet vorder uimne lyden etc. 

3. Auch die sonstigen Zubehörungen der res nocens, also 
namentlich das Geschirr des schädigenden Tieres, wird man bei 
der gebotenen analogen Anwendung der Bestimmungen des See- 
rcchts (a. 33 des Schiffsrechtes v. 1292: dat scbyp myd zyncr 
tobehoringe) der Haftung unterwerfen. 

4. Tiere wie Wagen etc. haften dem Beschädigten in dem 
Zustande, in welchem sic sich nach dem den Schaden bewirken- 
den Unfälle befinden. Selbst wenn sic durch denselben völlig 
entwertet sind, vermag der Haftende die Haftung auf dieselben 
zu beschränken. Es haftet daher eventuell auch der Körper 
des durch den Unfall selbst oder sonstwie um das Leben ge- 
kommenen Tieres, cf. Ostfries. Ldr. v. 1515 I 84: is ock dat 
Beest doet dat den Schaden gedaen helft, so is de Sacke mit 
doet. 6 ) Gleichgiltig muss es dabei sein, ob die Entwertung durch 
einen Zufall oder eine in Unkenntnis der noxa vorgenommenen 
Handlung des Herrn bewirkt ist. Andererseits entsteht, im 
Falle nach stattgehabter Schadenszufügung irgendwelche Ver- 
wendungen auf die res nocens seitens des Herrn derselben 
gemacht worden sind, eine Forderung auf Erstattung derselben 
regelmässig nicht. Ist die Verwendung in Unkenntnis des 
Schadens vorgenommen, so steht es dem Betreffenden frei, die- 
selbe bei Fassung des Entschlusses, sachlich oder persönlich 
haften zu wollen, in Anschlag zu bringen. Ist dieselbe in 


*) a. A. diesbezüglich Niemeyer 8. 252. 

6 ) Eine andere bezügl. Kechtsauffassung bezeugt C. C. C. 218. 

“) cf. Entsch. des O. A. U. Rostock bei iludde Bd. VIII N. 54 und 
die Analoge Haftung der Schiffstrüiumer iui Seerechte. 
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Kenntnis der noxa gemacht, so Hegt in der Vornahme derselben 
eine Annahme, so dass Sachhaftung überhaupt nicht mehr in 
Frage kommt. Die Ausscheidung des Falles, in dem die Ver- 
wendung im Interesse des Geschädigten gemacht ist und diesem 
Interesse dient, eine Ausscheidung, die allerdings für das spätere 
Recht angezeigt erscheint, dürfte dem älteren Rechte fremd ge- 
wesen sein. 7 8 ) 

B. In dem Falle der persönlichen Haftung hatte der Haf- 
tende für volle Busse und Wergeid bezw. Schadensersatz auf- 
zukommen. Ein Anspruch auf Schmerzensgeld ist dem älteren 
Rechte unbekannt.**) Eine Beschränkung der persönlichen Haf- 
tung auf den dem Werte von Pferd und Wagen entsprechenden 
Betrag kennt Ssp. II 40 § 4 für den Fall, wo der mit der 
Obhut über das Tier Betraute flüchtig geworden war. Es ist 
das eine in den sonstigen Quellen nirgends gemachte Beschrän- 
kung und daher als eine Singularität anzusehen, deren Geltung 
für Hamburg jedenfalls ausgeschlossen ist. 


§ 11. Das Erlöschen der Haftung. 

1. Da es sich in allen Fällen um deliktizische, nicht um 
dingliche Ansprüche handelt, so kommt die Frist von Jahr und 
Tag, innerhalb deren die letzteren durch Verjährung untergehen 
konnten (cf. a. 9 1270 VH), hier nicht in Betracht. 

2. Die Schadensersatzverbindlichkeit war passiv (cf. Ham- 
mer, a. a. O. S. 78) und aktiv vererblich. Das letztere ergiebt 
sich speziell aus der Fassung des mehrerwähnten Falles im lib. 
mem. fol. 73, 1. In den Fällen, in denen Sachhaftung möglich 
war, erlischt dieselbe dann, wenn das Tier, ehe der Herr des- 
selben von der Schadenszufügung Kenntnis erlangt hat, gestorben 
oder abhanden gekommen war (s. S. 41), wobei der Cadaver 
etc. an Stelle desselben trat. 

3. Durch Veräusserung des Tieres erlischt die Haftung für 
den Veräusserer (s. S. 34 fF.). 

7 ) Anders 15. B. 1887 N. «3. 

8 ) cf. Stobbe, Hdb. Bd. III § 203. 


X. 
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II. Teil. 

Das Recht von 1603. 


§ 1*3. Einleitung. 

A. In der Stadtrechtsredaktion von 1603 findet sich die 
Materie der ausserkontraktlichen Schadenszufügungen durch Tiere 
behandelt in den Artikeln 67—69 des IV. Buches. Dieselben 
lauten t'olgenderniasscn: 

a. 67. Wie diejenigen, die durch anderer Wagen oder Karren 
werden beschädiget, Erstattung zu gewarten. 

„Würde jemand durch einen Wagen oder Karren be- 
schädiget: So muss derselbe, der den Wagen oder die Karre 
treibet, zu dem Schaden antworten, würde aber derselbe 
flüchtig und entweichen, so wird billig der Wagen oder 
der Karren mit den Pferden dafür angehalten und daraus 
der Schade erstattet.“ 

a. 68. Von Erstattung des Schadens, der einem durch eines 
anderen Ochsen oder Pferd widerfahret. 

„Wird jemand von eines anderen Pferd, Ochsen oder 
t dergleichen Thier, die ihrer Eigenschaft nach nicht wild 
sind, ohne Ursach getreten, gestossen oder sonst beschä- 
diget: So soll die billige Erstattung und Unkosten des er- 
littenen Schadens dem Beschädigten von dem Besitzer des 
Ochsen oder Pferdes widerfahren. Da aber der Besitzer 
lieber des Pferdes, Ochsen oder Thiers, das den Schaden 
gethan, will entrathen, als die Erstattung dafür thun: So 
ist er auch von dem Ansprüche damit befreyet.“ 
a. 69. Von Erstattung des Schadens, der einem durch des 
anderen wilde Thiere zugefüget wird. 
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„Da aber jemand von eines anderen Bären, Hirschen 
oder dergleichen wilden Tliieren wird verwundet oder be- 
schädigt: So soll derselbe, dem das Thier gehörig, seiner 
Verwahrlosung halben nach Gelegenheit und Umständen 
des Schadens denselben zu bessern und billige Erstattung 
zu thun schuldig seyn. Würde aber jemand durch solchen 
empfangenen Schaden Todes verfahren, so soll der Besitzer 
des Thicres nach Ermässigung des Gerichts den Erben 
Abtrag zu thun verpflichtet seyn und darzu nach Gestalt 
der Sache gestrafet werden.“ 

B. Was das Verhältnis dieser Neuredaktion zu dem älteren 
Rechte und zu dem inzwischen eingedrungenen römischen Rechte 
anlangt, so ist u. E. das erstere durchaus die Grundlage der 
Neuredaktion bezüglich dieser Materie geblieben. Nur in ein- 
zelnen Beziehungen greift das letztere modifizierend ein. Be- 
züglich des a. 67, der offensichtlich auf dem früheren a. 20 
VI 1270 beruht, wird denn auch allgemein zugegeben, dass 
seine Bestimmungen nach deutschrechtlichen Prinzipien zu be- 
urteilen sind. Umgekehrt wird aber den a. 68 — 69 ebenso 
allgemein ein rein römisch rechtlicher Charakter vindiziert (cf. 
B. B. 1888 N. 199; 1887 N. 83 etc.). Schon deshalb wird man 
aber diese Annahme nicht für richtig erachten können, weil sie 
zu einer Spaltung in der Behandlung dieser Materie führen 
würde, wie sie mit deren durchaus einheitlichen Charakter 
schlechtweg unverträglich sein würde. Thatsäehlich ist kein 
Grund abzusehen, weshalb gerade in dem Falle des a. 67 die 
für den Beklagten wesentlich ungünstigeren Bestimmungen des 
deutschen Rechts noch für anwendbar hätten erachtet sein sollen, 
wenn man im übrigen die Grundsätze der actio de pauperie 
und der actio legis Aquiliae zur Geltung verhelfen zu müssen 
geglaubt hätte. Im übrigen bestätigt aber auch die Fassung 
der a. 68—69 unsere Auffassung ihres Charakters. Dieselben 
basieren auf dem a. II 27, der Nürnberger Reformation von 
1564, eiue Kodifikation, die auch sonst vielfach dem Statute 
von 1603 zu Grunde gelegt ist. 1 ) Dieser a. II 27 lautet: 


1 ) cf. die Tabelle in der Ausgabe des Statuts von 1842 8 . XXXIXff. 
— Trümmer I. 8. 388 möchte das „ärgerliche Plagiat“ in Abrede stellen 
uud verspricht einen besonderen bezüglichen Vortrag. Der Vortrag ist nicht 
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Ges. I. So yemand von ainem haimisclien Thier, das sainer 
alt und aigenscliaft nach nit wild ist, als Ross, Ochsen, Kiie, 
und dergleichen, on gegebene ursacli beschedigt wurde, so soll 
dem beschedigten der aufgeloffen cost, jerung und art/.lon, mit 
gepürendem abtrag der versaumniss vom herren des Thiers er- 
stattet werden. 

So aber der Herr des Thiers dieselben erstattung nit thon, 
sonder das Thier darfiir geben wolt, so soll er damit geledigt 
sein. Wann auch der Herr des Thiers ainen unfleiss oder ver- 
warlosung begangen, und also an dem schaden schuld het, so 
ist er mit der Zustellung des Thiers nit geledigt, sondern ge- 
pürenden abtrag des Schadens zu thun schuldig. 

Ges. II. So ainer thier die ainer wilden art und aigen- 
seliaft weren in seiner behausung oder anderswo het, als beren, 
wölf, hirschen, fuchs und dergleichen, soll er dieselben also be- 
waren und halten, dass sie niemand keinen schaden zufügen, 
dann so yemand durch dieselben beschedigt wurde, soll die 
Schätzung und Widerlegung des Schadens nach gestalt der person 
und umbstend der Sachen in des gerichts erkanntnus steen. 

Were aber sonst ainieher schade yemand an seinen giitern 
beschehen, demselben soll solcher zugestandner schad zwifach 
erstattet werden. 

Wurde dann ain rnesch dermassen beschedigt, das Er mit 
tod abgieng, soll der herr des Thiers nach messigung ains Raths 
oder Gerichts den Erben abtrag thon und darzu nach gestalt 
der sacli gestraft werden. 

erschienen, wohl weil Trümmer sich nachträglich überzeugt, haken wird, 
dass das Plagiat thatsfichlich nicht zu leugnen ist. 

Wenn Trümmer I S. 388 speziell für den Redaktor des Buches IV 
und somit auch dieser Artikel, den Eberhard Twestrenge Lt. (cf. Ausg. 
v. 1842 S VIII), eine Lanze bricht und darauf hinweist, dass demselben weder 
für Buch IV noch für den ebenfalls von ihm bearbeiteten Tit. II, 11 des 
Statuts eine Benutzung der Nürnb. Ref. abgesehen von einigen Artikeln 
vorgeworfen werden könne, so übersiebt er, dass die Natur der in Tit, II, 
11 behandelten Materie (Ehe- u. ehe). Gttterrecht) sowie auch der in Buch 
IV behandelten (Criminalrecht) im allgemeinen eine Benutzung fremder 
Quellen überhaupt nicht zuliess, oder aber doch mehr auf die Benutzung 
anderer Quellen, als gerade die Nürnb. Ref. hinwies, dass diese aber zu be- 
nutzen auch Eberhard Twestrenge nicht verschmäht lmt, wie die oben 
zitierte Tabelle ergiebt. 
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Ein Blick lehrt, wie vielfach sich unser Statut in flen a. 
68 — 69 von seiner Quelle entfernt. Dass diese Differenzen nicht 
rein willkürliche sind, sondern dass sie das Bestreben dokumen- 
tieren, die Normen der Nürnb. Ref. denen des älteren Rechts 
anzunähern, soll die weitere Untersuchung im einzelnen zeigen. 

Von dieser unserer Grundauffassung ausgehend haben wir 
im folgenden im wesentlichen nur die Abweichungen zu be- 
handeln, die sich als zwischen dem älteren und neuen Rechte 
bestehend bemerkbar machen. Im übrigen kann generell auf 
das bezüglich des Ersteren Ausgeführte verwiesen werden. 

C. Keinen Anhalt für die Interpretation der a. 67 — 69 ge- 
währt im allgemeinen die weitere Entwicklung des Rechts in 
den ursprünglich mit hamburgischem Rechte bewidmeten Ge- 
bieten (vgl. o. S. 6). 

Lübeck hat in seiner neuesten Stadtrechtsredaktion von 
1586 Lib. III Tit. 11, 1—2 das früher rezipierte hamburgische 
Recht des Cod. III fallen lassen und ist im wesentlichen zu den 
Normen seines älteren Rechts (Cod. I u. II) zurückgekehrt. 

In Bremen, das es zu einer Neuredaktion nicht gebracht 
hat, sind die bezüglichen Normen des Rechts von 1428 früh- 
zeitig durch den sich dem römischen Rechte anpassenden Ge- 
richtsgebrauch beseitigt worden. 2 ) 

In Stade sollen die Bestimmungen des alten mit dem Ham- 
burger Statut von 1270 identischen Stadtrechts noch in diesem 
Jahrhundert durchaus praktisch gewesen sein, 3 ) neuerdings gelten 
sie als gewohnheitsrechtlich derogiert. 4 ) 

Uber die bezüglichen Bestimmungen der Neuredaktion des 
Verdener Rechts von 1582 s. o. S. 9 Anm. 2. Auch diese 
gelten jetzt als unpraktisch. 5 ) 

Irgend welche in Betracht kommende Litteratur hat sich 
m. W. an die fraglichen Normen weder des einen noch des 
anderen dieser Stadtrechte angeknüpft. 

Die Neuredaktion des Rigischen Stadtrechts von 1673 (VI, 


2 ) von Post, Entwurf eines gern, deutschen und Hansestadt-bremischen 
Privatrechts Bd. II § 96. 

3 ) Grofe, Hannovers Recht, Hannover 1860, Bd. I S. 109. 

4 ) Rudorff, Das hannoversche Privatrecht, Hannover 1884, S. XXX. 

5 ) Rudorff I. c. S. XXX. 
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Tit. 9 § 1 ff.) bringt im wesentlichen die dem älteren hamburgi- 
schen Eeclite entnommenen Bestimmungen des früheren Stadt- 
rechts wieder mit einem Zusatz (§ 4), der das seerechtliche 
Repartitionsprinzip auch auf den Fall der Beschädigung durch 
Tiere ausdehnt. Die abschliessende Kodifikation des Liv-, Est- 
und Curländischen Privatrechts von 18154 enthält dagegen in 
a. 4577 ff. sehr ausführliche Normen über die hier fragliche 
Materie. Ausweise der zu jedem § vom Gesetze selbst ge- 
gebenen Quellenbelege wurzeln vielfach im Rigischen Rechte, 
und sind sonach diese Normen — als mittelbar demselben 
Rechtsboden entwachsen wie das jetzige hamburgische Recht — 
auch für dieses beachtlich. 

Von Interesse ist auch die Weiterentwickelung des Mutter- 
rechts der Hamburger Statuten, also des Sachsenspiegelrechtes, 
insbesondere auch der Abschluss, den dieselbe im Sächsischen 
Bürgerl. Gesetzbuch von 1865 (a. 1561 ff.) gefunden hat. 

Endlich gewähren auch die im Statut v. 1603 II, 17 sich 
niedergelegt findenden seerechtlichen Normen über die Haftung 
für Kollisionsschäden einen Anhalt. Die Umgestaltung der ur- 
sprünglichen Sachhaftung in eine Pfandhaftung, wie sie sich auf 
diesem Gebiet bemerkbar macht, lässt diese Quelle jedoch weniger 
ergiebig sein. 


§ 13. Die schädigende Sache. 

A. Unter die statutarischen Bestimmungen der a. 67 — 69 
fallen die durch Tiere irgendwelcher Art bewirkten Schadens- 
zufügungen, wie im § 2, auf den demgemäss verwiesen werden 
kann, für das ältere Recht bereits ausgeführt ist. 

B. Auch in der Aufstellung der verschiedenen Thatbestände 
mit Rücksicht auf die verschiedene Beschaffenheit der res nocens 
schliesst sich die Neuredaktion im wesentlichen an das frühere 
Recht an. 

1. Auch hier scheidet man zunächst zwischen individuell 
gelährlichen und ungefährlichen Tieren. Es scheint zwar auf 
den ersten Blick, als ob das Recht schlechtweg zwischen Haus- 
tieren und wilden Tieren unterschiede, wenn es in a. 67 — 68 
den Schaden durch (bespannte) Wagen oder Karren sowie durch 
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Ochsen, Pferde oder dergleichen Tiere, die ihrer Eigenschaft 
nach nicht wild sind, demjenigen Schaden gegenüberstellt, welcher 
durch einen Bären, Hirschen oder dergleichen wilde Tiere be- 
wirkt ist. Denn man wird unter dem Bären in der nunmehr 
hochdeutsch gefassten Redaktion nicht den bereu der früheren 
Statute linden wollen dürfen, 1 ) namentlich wo der her auch in 
dem entsprechenden Passus der Nürnberger Reformation sich 
erwähnt findet, die ohne Zweifel unter ihm den ursus verstanden 
wissen will. Trotzdem ist daran festzuhalten, dass das neuere 
Recht jene Scheidung des früheren Rechts beibehalten hat. Das 
Hauptargument ist das, dass der Redaktor der a. 67—69 den 
Abs. 3 Ges. II Tit. 27 Nttrnb. Ref., welcher im Anschluss an 
die Bestimmungen des R. R. die Frage behandelt, wie die Haf- 
tung zu gestalten sei, wenn den Herrn des Tieres ein Ver- 
schulden trifft, einfach weggelassen hat. Das kann verständiger- 
weise nur den Grund gehabt haben, dass man diesen Punkt 
schon anderweitig als geregelt ansah. Und zwar kann die 
Regelung dieses Punktes dann nur in a. 69 gefunden werden. 
Dass nun aber das Verschulden nur dann, wenn es im Halten 
wilder Tiere bestand, beachtet worden sei, dass demnach seine 
Berücksichtigung dem älteren Rechte gegenüber in einer ganz 
unverständlichen und der Tendenz der Kodifikation direkt zu- 
widerlaufenden Weise beschränkt worden sei, erscheint als so 
unwahrscheinlich, dass die ohnehin plausible Annahme einer 
Konservierung des früheren Rechtszustandes sich ohne weiteres 
aufdrängt.-) Hierzu kommt, dass eine genauere Betrachtung 
der Fassung der betreffenden Bestimmungen diese Annahme 
unterstützt. Der a. 68 erfordert nicht wie die Nürnb. Ref. und 
das ihr zu Grunde gelegte Recht der Glosse zu 1. 1 § 7, D. 9, 
1 si quadr. als Voraussetzung der Sachhaftung, dass das schädi- 
gende Tier sainer art und aigenschaft nach nit wild gewesen 
sei, sondern verlangt nur, dass das Tier seiner „Eigenschaft“ 
nach nicht wild sei. Da auch in a. 69 schlechtweg von „wilden“ 
Tieren geredet wird und nicht, wie an der entsprechenden Stelle 
der Nürnberger Reformation II 27 § 8 von Tieren, „die ainer 
wilden art und aigenschaft weren“, so wird diese zweimalige 

') a. Ana. Grios, Commentar II S. 368. 

2 ) vgl. aueli a. 4691 dos Liv-, Eat- und Curl. Privatrechts. 
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Abänderung in dem Sinne, dass anf die „wilde Art“ kein Ge- 
wicht gelegt wird, nicht als absichtslose aut'gefasst werden können. 
Man wird vielmehr der Bezeichnung „wilde Tiere“ jene weitere 
auch dem heutigen populären Sprachgebrauche nicht unbekannte 
Bedeutung beizulegen haben, in welcher dieselbe gefährliche 
Tiere aller Art, auch wenn sie nicht „wild“ im strengen Sinne 
sind, umfasst. 3 ) 

Dass es dagegen bei der Feststellung der individuellen Ge- 
fährlichkeit nicht mehr auf die typischen Momente des früheren 
Rechts, vielmehr auf die Umstände des einzelnen Falles an- 
kommen muss, bedarf keines Hinweises. 4 ) 

2. Die allgemeine Scheidung zwischen ledigen und beauf- 
sichtigten Tieren hat man fallen lassen (s. S. 61). Man gewährt 
jetzt jedem „Besitzer“ des ungefährlichen Tieres die (abstrakte) 
Möglichkeit der Sachhaftung (s. u. S. 66), resp. schliesst diese 
in jedem Falle, wo ein gefährliches Tier in Frage steht, aus, 
wodurch jene Scheidung ihre Bedeutung verlor. Durch diese 
Formulierung wurde zugleich eine gesonderte Behandlung des 
iniuste possidens überflüssig, der jetzt ohne Rücksicht auf die 
Widerrechtlichkeit seines Besitzes eben als Besitzer haftet. 
Dagegen blieb als besonders zu behandelnder Fall derjenige, 
wo hinter dem zunächst haftenden Detentor der Herr des Tieres 
als subsidiär zu verhaftender Auftraggeber stand. Dieser früher 
im a. 20 VI 1270 traktierte Fall hat denn auch seine gesonderte 
Behandlung in a. 67 gefunden. Demselben ist danach im 
wesentlichen 5 ) dieselbe Bedeutung beizulegen, wie jenem Artikel 
des früheren Rechts. 

a. Weder behandelt er speziell den gerade durch einen 
Wagen im Gegensatz zu den davor gespannten Tieren ange- 
richteten Schaden. Hiergegen spricht schon, dass eine Haftung 
nicht nur des W ageus, sondern auch des Gespannes ausdrücklich 
statuiert wird. 6 ) 


s ) Dagegen bezieht die herrschende Auffassung a. 07 — 68 anf Haustiere, 
a. OM auf wilde Tiere im engeren Sinne. Baumeister I S. 407. Wulff II 
S. 234 A. 4. Niemeyer S 255. Hamb. Ger.-Ztg. (ed. Nathan.) 1807 N. 81 
4 ) Die obrigkeitliche Verwarnung ist noch wesentlich in den livländi- 
sclien Städten. Liv-, Est-, Curl. Privatr. a. 4591. 

") über einige hier nicht in Betracht kommende Modifikationen vgl. § 20. 
6 ) So auch B. B. 1887 N. 83. 

Hoffmann, Die Haftung nach Hamburger Recht. 4 
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b. Noch setzt er voraus, dass es sich gerade um die durch 
einen Wagenführer ansgeübte custodia handele, 7 ) oder gar, dass 
diese custodia sich auf einen in Bewegung befindlichen Wagen 
beziehe. Ein Grund für eine nunmehr diesbezüglich angezeigte 
strikte Interpretation gegenüber der den entsprechenden Be- 
stimmungen des älteren Rechts gegenüber gebotenen ausdehnenden 
Auslegung, ist nirgends gegeben. Der Zusatz „oder Karren“, 
den die Neuredaktion bringt, entspricht der etwas weitschweifigen 
Ausdrucksweise derselben und darf keinesfalls zu dem Schlüsse 
führen, dass gerade das Vorliegen eines Gefährtes als Voraus- 
setzung der Anwendbarkeit des a. 67 besonders hätte betont 
werden sollen. Und was den Ausdruck „der den Wagen treibet“ 
anlangt, so involviert derselbe ebensowenig wie das frühere „de 
den wagen drift“ das Erfordernis einer Fortbewegung des Ge- 
fährtes. 8 ) Vielmehr muss jede wie auch immer ausgeübte Art 
der custodia genügen. Dies wird denn auch in einer Bemerkung 
des v. d. F ec h tuchen Commentares (cca. 1626) bestätigt, in 
der es heisst: idem erit vom Ueberreiten propter identitatem 
rationis. 

c. Selbst die Thatsache, dass das Tier gerade im Momente 
der Schadenszufügung der unmittelbaren Einwirkung seines Len- 
kers entzogen war, etwa weil es denselben vorher abgeworfen 
hatte, steht einer Anwendbarkeit des a. 67 nicht im Wege, da 
der Begriff der Obhut, der Detention, in der unmittelbaren Mög- 
lichkeit der Einwirkung sich nicht erschöpft. 8 ) 

d. Führt nun aber auch die Heranziehung des älteren 
Rechts zu einer extensiven Interpretation des a. 67, so recht- 
fertigt dieselbe doch nicht eine soweit gehende Auffassung des- 


') Richtig auch Wulff II S. 230 Aiim. 1. B. B. 1887 N. 83 etc., vgl. 
auch a. 4582. Liv). etc. Privatr. über den Fall, tfo das Tier .einem Auf- 
seher oder Hüter anvertraut gewesen“, a. A. Niemeyer S. 249 tf. Trüm- 
mer I S. 379. Letzterer beruft sich für seine Ansicht darauf, dass der 
Fall des vom Cornet Moenier überrittenen Kindes (extr. prot. extraj. d. 5. 
VIII. 1729, s. Stat. Ausgabe v. 1842 zu a. 68) von Vegesack unter a. 68 
referiert werde. Das beweist aber nichts, solange nicht feststeht, dass 
Moenier nicht sein eigenes, sondern ein fremdes Pferd ritt. 

8 ) So auch Niemeyer S. 248. B. B. 1884 N. 67. 

9 ) Entsprechend B. B. 1887 N. 83. Anders Annalen des K. O. A.Ö. 
Dresden Bd. 4 (1862) S. 65 für das Sachsenspiegelrecht. 
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selben, wie Baumeister I S. 408 sie vertritt. Baumeister 
lässt aus a. 67 denjenigen haften, „der Wagen, Pferde oder 
andere Gegenstände willkürlich in Bewegung setzt, also fahrend, 
reitend, schiebend oder tragend Personen oder Sachen beschädigt“. 
Der Wortlaut des a. 67, in dem von einem Anhalten von Wagen 
und Karren mit den Pferden geredet wird, ferner der Zu- 
sammenhang mit a. 68—69 lässt deutlich erkennen, dass Voraus- 
setzung der Anwendbarkeit des a. 67 stets eine Schadenszufügung 
durch ein Tier oder ein von Tieren bewegtes Gefährt ist. Auch 
die der betreffenden Norm zu Grande liegende ratio kann nicht 
zu einer so weitgehenden Ausdehnung seiner Geltung führen. 
Baumeister I S. 408 A. 14 10 ) sucht diese ratio in der „Pflicht, 
die willkürlich veranlasste Bewegung auch zu leiten und zu 
hemmen, oder dieselbe nicht zu unternehmen, wenn man ihr 
nicht gewachsen ist“. Eine solch allgemeine ratio kann aber 
in einem Gesetzbuche, das im übrigen von der unbedingten 
Schadensersatzpflicht des deutschen Rechts nichts hat stehen 
lassen und sonst durchgängig mit dem römisch rechtlichen V er- 
schuldungsbegriffe operiert, in einer rudimentären Bestimmung 
nicht gefunden werden, die ihre Übernahme aus dem älteren 
Recht nur dem Vorhandensein ähnlicher Bestimmungen im römi- 
schen Recht zu verdanken haben dürfte. Ihre Übertragung in 
die Praxis würde übrigens zu einer Ausdehnung der Sachhaftung 
führen, die den von dem Schaden Betroffenen sehr unerwünscht 
sein dürfte. Das Anwendungsgebiet des a. 67 wird vielmehr 
auf den durch Tiere oder das durch sie bewegte Gefährt ver- 
ursachten Schaden zu beschränken sein. Nicht unter denselben 
fallen daher alle Schäden, welche durch Körper bewirkt sind, 
die durch Dampf, Elektrizität, Wind, Wasser, die eigene Schwere 11 ) 
und sonstige Naturkräfte oder aber durch menschliche Kraft 
bewegt sind. Dass denn auch der früheren Praxis eine An- 
wendung des a. 67 auf diese Fälle fern gelegen hat, lässt der 
von Clan (f 1623) und Bgm. Möller (+ 1621) zu a. 17, I, 34 
und a. IV, 67 allegierte Fall der Bierspiinder ca. Arendt 
Möller Schiffbauer erkennen. Dort hatte des Letzteren Schiff 
beim Abgleiten vom Brooke die Lanbe der Ersteren beschädigt. 


,0 ) Ihm stimmt bei B. B. 1887 N. 6. 

M ) cf. dss Beispiel bei Trümmer I S. 379. 

4* 
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Es wurde denselben, als sie klagten, der Beweis der Fahrlässig- 
keit des Moeller auferlegt, a. 67, bei dem ein solcher Beweis 
nicht in Frage gekommen wäre (cf. § 1 5), also nicht angewendet. 
Neuerdings will man hierin weiter gehen, indem B. B. 1887 N. 5 
auch Velocipeds als unter a. 67 fallend ansieht. U. E. gehören 
dieselben sowenig hierher, als Pferde-, Dampf-, elektrische Bah- 
nen (ganz abgesehen von Haftpflichtgesetz), Ruderboote, Hand- 
und Schiebkarren etc. Auch der durch die Ladung eines Wagens 
bewirkte Schaden fällt nicht unter a. 67. 

Einer gesonderten Behandlung unterliegt endlich der See- 
und Flussschiffahrtsverkehr, a. 736—741, 451 ff., H. G. B. § 54. 
Hamb. Einf.-Ges. z. H. G. B. 1 -). 


§ 14. Der zugefilgte Schaden. 

1. Wie früher für die a. VI, 15) — 20, 1270 kommt jetzt für 
die a. 67— 69 IV 1603 nur ausserkontraktlicher Schaden 1 ) und 
im allgemeinen nur ein damnum corpore corpori datum in Be- 
tracht.'-) 

2. Ferner ist aber auch jetzt noch auszusondern der Fall 
eines angerichteten Flurschadens. Dass im Gebiete des Land- 
rechts von 1603 das alte in diesem Falle zur Anwendung ge- 
brachte Pfändungsverfahren noch als durchaus praktisch gilt, 
wird uns durch den B. B. 1873 N. 93 referierten Fall bezeugt. 
Speziell für den Fall, dass der Schaden an einem Deich an- 
gerichtet wurde, trifft der § 52 der Deiehorduung für die Land- 
herrenschaften der Marschlande und Bergedorf vom 4. III. 1889 
besondere Bestimmungen, die aber auch nur für das Geltungs- 
gebiet des Landrechts in Betracht kommen. Danach ist das 
beim Weiden auf dem Deiche betroffene Vieh zu pfänden und 
dem Deichvogt bezw. dem zunächst wohnenden Deichgeschwore- 
nen zuzuführen, welcher erforderlichenfalls für dessen Unter- 


vi ) Hans. Ger.-Ztg. Hauptbl. 1885 N. 46; 1886 N. 26; 1871 N. 4t, 74. 
>) Hans. Ger.-Ztg. H. B. 1883 N. 89. 

a ) Die Möglichkeit einer anderweitig, z. B. durch .Schreck, bewirkten 
Schadenszufügung ist aber nicht ausgeschlossen, cf. Senffert Archiv 
XXXn N. 33t. 
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bringung zu sorgen hat. Der Eigentümer kann dasselbe durch 
Zahlung eines Pfandgeldes von 50 .-?) per Stück und Erstattung 
der Futter- und sonstigen Kosten auslösen, eventuell wird es 
nach 6 Tagen von dem Deichvogte nach eingeholter Genehmi- 
gung der Deichbehörde zum öffentlichen Verkaufe gebracht und 
der Erlös zur Deckung jener Forderungen, Nachforderungen 
Vorbehalten, verwendet. 

Für das Gebiet des Stadtrechts von 1 603 wird das Pfänden 
ii. W. erwähnt nur in der „erneuerten Bekanntmachung wider 
das Fischen im Stadtgraben, das Betreten des Wallufers und 
das Weiden von Schafen und Ziegen auf dem Walle vom 17. 
Mai 1833“, indem dort das Weiden von Schafen und Ziegen an 
irgend einem Teile des Walles „bei Strafe der Pfändung ver- 
boten“ wird. Das Verfahren wird hier des näheren nicht be- 
schrieben. Es wird analog jenem in der citierten Stelle der 
Deichorduung vorgeschriebenen beschaffen gewesen sein. Jeden- 
falls wird es als mit der Durchführung der Trennung zwischen 
Justiz und Verwaltung unpraktisch geworden anzusehen sein. 
Eine Behörde, welche die bei dem Pfändungsverfahren erforder- 
lich werdenden obrigkeitlichen Funktionen wahrnähme, ist weder 
in den Ausführungsgesetzen zu den Justizgesetzen, noch in den 
gleichzeitigen die hamburgisehe Verwaltung reorganisierenden 
Gesetzen vorgesehen. 

Mit dem Verschwinden dieses früheren partikulären Rechtes 
ist aber nunmehr nicht etwa das ebenfalls partikuläre Recht 
der a. 67 — 69 auf die Fälle des Flurschadens analog anzuwenden. 
Es hat vielmehr nach allgemeinen Grundsätzen das gemeine 
Recht einzugreifen. Ein Fall, in dem diese Frage praktisch 
geworden wäre, ist mir nicht bekannt. 

3. Ob der Schaden im übrigen nach R. R. als ein contra 
naturam sui generis von dem Tiere zugefügter sich darstellen 
würde oder nicht, ist irrelevant (s. S. 56). 


§ 1">. Die Behandlung des Verschuldens. 

A. Sowenig wie im älteren Rechte wird in der Neuredaktion 
als Bedingung der Schadensersatzpflicht ein Verschulden auf 
Seiten des Herrn oder Inhabers des Tieres erwähnt. Dass 
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denn auch ein solches thatsächlich nie als Voraussetzung der 
Schadensersatzverbindlichkeit angesehen worden ist, wird für 
a. 67 besonders bestätigt durch den Umstand, dass der Syndikus 
Aloeller dem die Haftung des Wagenführers statuierenden Passus 
bei der im Anfänge des 17. Jahrhunderts geplanten Revision 
des Statuts 1 ) den Zusatz „wofern er daran schuldig“ hinzufügen 
wollte, 2 ) offenbar weil mau bei der fortschreitenden Tendenz zur 
Romanisierung des Rechts inzwischen an der aus dem früheren 
Rechte übernommenen unbedingten Haftung Anstoss genommen 
hatte. 3 ) 

In der That wird denn auch von Theorie und Praxis all- 
gemein anerkannt, dass der Schadensersatzanspruch aus a. 67 
bis 69 ohne weiteres durch die Thatsache des eingetretenen 
Schadens und des Herr- bezw. Inhaberseins des Tieres bezw. 
Gefährtes begründet wird. 4 ) 

B. Wie im älteren Rechte wird auch im Rechte von 1603 
der durch individuell gefährliche Tiere bewirkte Schaden von 
dem durch in concreto ungefährliche verursachten geschieden 
und an letzteren ausser der Schadensersatzpflicht Strafe geknüpft. 
Es fragt sich, ob in dieser Scheidung eine Konservierung des 
typischen Verschuldens des alten Rechts zu sehen ist, ob mit- 
hin ein anderer möglicher Fall des Verschuldens als das Halten 
gefährlicher Tiere überhaupt nicht berücksichtigt werde, dagegen 
umgekehrt dies Halten gefährlicher Tiere stets als Verschulden 
gelte. U. E. ist diese Frage zu bejahen. Es spricht hierfür 
namentlich die bereits erwähnte Weglassung jenes das römisch- 
rechtliche Verschuldungsmoment in diese Materie liineintragen- 
den Passus der Nürnb. Reformation (s. o. S. 48). Es spricht 


’) cf. Einleitung zum Statut in der Ausg. v. 1842 S. 25. 

2 ) cf Anni. zu a. 67 St. IV in der Ausg. von 1842. 

3 ) Noch krasser tritt diese Tendenz hervor in einer Anmerkuug des 
v. d. Fecht’scheu Kommentars (cca. 1626; abgedruckt in der Ausg. des 
Statuts v. 1842 zu a. 67), weiche auch die Haftung dos Herrn des Ge- 
spannes aus a. 67 unter den Gesichtspunkt eines Verschuldens desselben 
bringen will verbis: „Obschon ein Knecht gefahren hat, denn er ist in seines 
Herrn Dienst. Et quibus delicti species est, malorum hominum opera uti.“ 

*) cf. B. B. 75 N. 49; 82 N. 93; 78 N. 87; 88 N. 132; 91 N. 59; 92 

N. 85; Gries, Comm. II S. 356. Über einen Versuch diese feststehende 

Praxis bezüglich der Haftung aus a. 67 zu durchbrochen vgl. u. S. 57 Anm. 10. 
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hierfür ferner der Passus des a. 69, wonach derjenige, dem das 
gefährliche Tier gehörig, „seiner Verwahrlosung halber“ haften 
und bestraft werden solle. Einmal findet nämlich so allein die 
Betonung des Momentes der Verwahrlosung bloss in diesem 
Artikel ihre Erklärung. Ferner lässt diese rein gelegentliche 
und erläuternde Erwähnung der Verwahrlosung als Grundes 
jener Haftung erkennen, dass man eine solche stets als vor- 
liegend ansah, wenn durch das gefährliche Tier ein Schaden 
verursacht war. Es würde diese ganz beiläufige Erwähnung 
dieses Punktes unverständlich erscheinen, wenn man mit Gries II 
S. 358 in dem fraglichen Passus ein Versieren in culpa beim 
Halten des gefährlichen Tieres als Voraussetzung der strengeren 
Haftung statuiert finden wollte. 

C. Hiermit ist ohue weiteres auch die bisher noch nicht 
speziell berührte Frage erledigt, ob etwa im Falle des Vor- 
liogens eines Verschuldens die Haftung aus a. 67 — 69 über- 
haupt zessiere und an Stelle derselben aquilische Haftung trete. 
Eine Berücksichtigung irgend welchen Verschuldens findet ausser- 
halb des Falles des a. 69 und des gleich zu erwähnenden Falles 
eines konkurrierden Verschuldens des Geschädigten überhaupt 
nicht statt. Eiu Nebeneinandergelten der Bestimmungen der 
a. 67 — 69 und der lex Aquilia ist abznlehnen. 5 ) 6 ) In der Tliat 
ist auch ein Bedürfnis für eine Anwendbarkeit ihrer Bestim- 
mungen nicht gegeben, wenn man nur, wie wir, a. 69 nicht nur 
auf wilde, sondern auf gefährliche Tiere aller Art bezieht. 

D. 1. Mit der Annahme der Asservierung der Grundsätze 
des früheren Rechts bezüglich der Berücksichtigung bezw. Nicht- 
berücksichtigung eines Verschuldens des in Anspruch Genommenen 
ist von selbst die Konsequenz einer Anwendbarkeit derselben 
auch auf den Fall gegeben, wo der Unfall auf das Vorhalten 
eines Dritten oder des Beschädigten selbst zurückzuführen ist. 


6 ) Für eine subsidiäre Geltung der lex Aquilia neben a. 68 ist Bau- 
meister I 8. 409, Wulff II 8. 233, Anm. 2, Niemeyer 8. 253 und die 
Praxis. Vgl. ß. B. 73 N. 46, 63; 83 N. 196; 89 N. 54; 91 N. 59 etc. Be- 
züglich a. 67 ist die Frage nirgends erörtert, obgleich dieselbe im Falle 
einer culpa in eligendo des Herrn und in ähnlichen Fällen sehr wohl prak- 
tisch werden kann. cf. Seuffert, Archiv Bd. 14 N. 35; 16 N. 220. 

®) Über einen Fäll des Eingreifens der lex Aquilia s. u. S. 169. 
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Dieser, nicht der Herr oder Detentor des Tieres, hat dann für 
den eingetreteneu Unfall dem Geschädigten bezw. sich selbst 
aufznkommen. Wann aber das Thun des Dritten bezw. des 
Geschädigten kausal geworden ist für den eingetretenen Schaden, 
ist nach der Sachlage des konkreten Falles zu ermitteln. Auch 
hier ist aber Voraussetzung der Haftung, dass der Dritte bezw. 
Geschädigte objektiv rechtswidrig gehandelt hat, wenn es auch 
nicht immer erforderlich ist, dass er mutwillig gehandelt habe 
(cf. B. B. 87 N. 174). Für Handlungen, zu denen er berechtigt 
war, und die zur zufälligen Folge die Bewirkung eines Schadens 
durch ein Tier hatten, braucht er niemals aufzukommen. Da 
schon die rein objektive Rechtswidrigkeit, nicht etwa bloss culpa 
im rüm.-rechtl. Sinne zu beachten ist, so haben auch handlungs- 
und schuldunfähige Personen für ihr Thun aufznkommen. 7 ) (cf. 
oben S. 17.) 

Artikel 68 kleidet die soeben besprochene Voraussetzung 
der Haftung in die Worte, dass nur derjenige, welcher von dem 
Tiere „ohne Ursach“ („one gegebene ursach“ Nürnb. Ref. a. 
a. O.) beschädigt wird, ersatzberechtigt sei. Nicht etwa ist in 
dieser Klausel die Wiedergabe einer Voraussetzung der hier 
gar nicht in Betracht kommenden actio de pauperie zu sehen, 
wonach das Tier ohne äussere Veranlassung und daher contra 
natnram sni generis gehandelt haben müsse. 8 ) 

2. Liegt konkurrierendes Verschulden, also sowohl ein 
solches des Herrn oder Detentors, als des Geschädigten oder 
Dritten vor, so ist znnächt soweit als möglich festzustellen, 
wessen Thun bezw. Unterlassen als das in Wahrheit kausale 
anzusehen ist. Das zu diesem kausalen Verschulden etwa hin- 
zutretende Verschulden einer anderen Person ist dann unbeacht- 
lich, eine Abwägung des Grades des verschiedenseitigen Ver- 
schuldens hat nicht stattzufinden. — Ist eine diesbezügliche 
Feststellung unmöglich, so ist festzustellen, „welches Verschul- 
den nach seiner Beschaffenheit als das extensiv oder intensiv 


7 ) Anders B. B. 91 N. 69 u. 92 N. 18. 

# ) So B.B. 1883 N. 199; 1887 N. 83. Richtig dagegen Baumeister I 
409 N. 17. Niemeyer S. 266. B.B. 1873 N. 53; 1887 N. 174. Richtig 
auch für das Sachscnspiegelrecht Wern her, sei. obs. p. IX obs. 50 p. 112. 
Anna), des K. O. A. G. Dresden Bd. VII (1868) S. 65. 
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grössere“, als das „überwiegende“ sich darstellt. Dies wird 
dann als das kausale angesehen. 1 ') 

E. Nicht unter a. 67—69 fällt der Fall, wo die Beschädi- 
gung dolos angerichtet ist. Derselbe ist vielmehr nach den 
allgemeinen röm.-rechtl. Grundsätzen zu behaudeln. 

F. Im Zusammenhänge mit dem Vorstehenden ist zugleich 
die Frage nach der Beweislast rücksichtlich eines von einer 
Seite behaupteten Verschuldens zu erledigen. Dem Beschädigten 
erwächst sein Schadensersatzanspruch ohne weiteres mit der 
Thatsache der Beschädigung. Deren Vorliegen ergiebt den 
Kausalzusammenhang prima facie ohne weiteres, cf. Bartels 
a. a. 0. S. 117. Nur die Beschädigung und eventuell die 
weitere Thatsache, dass der in Anspruch geuonimene Herr 
bezw. Detentor im Augenblicke der Schadenszufügung gewesen 
sei, hat er zu erweisen. Der Beschuldigte mag dann das eigene 
Verhalten des Geschädigten oder das Thun eines Dritten als 
kausal, eventuell also dessen Verschulden als das Überwiegende 
nachweisen. Eine blosse Exkulpation seiner selbst befreit ihn 
nicht. 9 10 ) 


§ 16. Das Anhalten. 

1. Artikel 67 bestimmt für den Fall des Entweichens des 
Wagenführers, dass „billig der Wagen oder der Karren mit 
den Pferden dafür angehalten und daraus der Schade erstattet 
werde V „Anhalten“ ist der technische Ausdruck des Statuts 


9 ) Endemann, Haftpflicht otc. S 64. So auch die Praxis B. B. 1888 
N. 132; 1873 N. 53; 1884 N. 67; 1892 N. 85; cf. R. G. XII S. 190. Nie- 
tn eye r S. 248. 

10 ) In diesem Sinne geht auch die konstante Gerichtspraxis; s. die Citate 
Amu. 8. Die Entscheidung 1892 N. 18, welche dem Wagenführer, wenn er 
nicht zugleich Eigentümer des Gelahrtes war, den Exkulpationsbeweis offen 
lassen wollte, steht vereinzelt da. Das Argument derselben, dass nur die 
Haftung des Eigentümers auf deutschrechtlicheu Grundsätzen beruhe, die 
des Wagenführers dagegen auf römisch-rechtlicher Basis aufgebaut sei, kanD 
von unserem Standpunkte aus (s. oben S. 44) nicht als richtig angesehen 
werden; vgl. auch die Widerlegung der Ausführungen dieses Erkenntnisses 
in B. B. 1892 N. 85. 
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von 1603 llir die Belegung mit Arrest. (Real- und Personal- 
arrest, a. 16 u. 17 St. 1603 I, 17). Das schon bei Besprechung 
des früheren Rechtes hervorgehobene (s. o. S. 18) arrestatorische 
Moment, welches der Klage auf liandhafter That innewohnte, hat 
sich sonach in unserem Falle nicht als mit dieser im Rechte von 
1603 beseitigten Prozessart >) entbehrlich erwiesen. Man hat 
daher völlig konsequent den inzwischen zu einem selbständigen 
Verfahren erwachsenen Arrestprozess als anwendbar statuiert, 
indem man den Fall, wo der Fuhrmann entkam als eine „er- 
hebliche Ursache“ (a. 2 St. 1603 I, 17) für die Arrestbewilli- 
gung bezeichnete. 

2. Baumeister I S. 408 wollte in der vom Gesetz er- 
teilten Befugnis zum „Anhalten“ die Gewährung eines Retentions- 
rechtes an der res nocens sehen und in der Geltendmachung 
desselben den einzigen dem Beschädigten im Falle der Flucht 
des Wagenführers überhaupt offen stehenden Weg, zum Ersätze 
seines Schadens zu kommen (S. 407). Weshalb die Rechte des 
Geschädigten jetzt dem früheren Rechtsznstande gegenüber auf 
das Erheblichste reduziert sein sollten, weshalb die Rechts- 
entwickelung einen ganz unmotivierbaren Sprung von der Ge- 
währung des schärfsten und weitgehendsten Rechtsmittels zu 
der Erteilung eines in vielen Fällen überhaupt völlig Unwirk- 
samen gemacht haben sollte, ist nicht erfindlich. In der That 
geht denn Theorie und Praxis 2 ) seit der Entscheidung des O. 
A. G. Lübeck in Sachen Westphalen ca. Schlueter v. Jahre 1866 
(Kierulff Bd. 2 N. 67 S. 564 ff.), durch welche das auf der 
Baumeister'schen These beruhende niedergerichtliche Erkennt- 
nis aufgehoben wurde, ganz allgemein von der Auffassung aus, 
dass a. 67 verbo „auhaltcn“ die Befugnis zur Arrestierung gebe 
und dieselbe selbstverständlich nicht als Bedingung der Schadeus- 
ersatzverfolgung, sondern als Mittel zur Realisierung derselben 
statuiere. 


■) Im Strafprozesse spielt die hamlhafte That insofern noch eine Rolle, 
als bei ihrem Vorliegen die sonst bei Totschlags- und Diebstahlsverdacht 
zulässigo Haftentlassung gegen Kautionsleistuug ausgeschlossen war; a. 44, 
45 St. 1603 IV. 

2 J cf. Xiemeyer S. 24'J AVulff II S. 231 Anm. 1. B. B. 1888 N. 56; 
1887 N. 83 etc. 
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3. Als zulässig wird der Arrest ausdrücklich nur in a. 67 
erwähnt. Unter den Voraussetzungen dieses Artikels aber hat 
derselbe u. E. als statthaft zu gelten sowohl in dem Falle, wo 
das Gespann sofort am Orte des Unfalles festgehalten worden 
war, als auch dann, wenn es entkam und etwa in die Gewahr- 
sam des Herrn zurückgekehrt war. Wenigstens ist in dem 
einen wie dem anderen Falle die Gefahr gleich gross, dass durch 
Weiterveränsserung des Tieres die Rechtsverfolguug erschwert 
werde, eine Gefahr, gegen die der Arrest offenbar vornehmlich 
zu schützen bestimmt war. Rationellerweise wird man aber 
auch in den Fällen des a. 68 und wohl auch des a. 69 eine 
Arrestierung für statthaft ansehen müssen, da jedenfalls für 
a. 68 jener Grund für die Zulässigkeit des Arrestes ebenfalls 
Platz greift. Für diese allgemeine Anwendbarkeit spricht auch 
die früher ebenso allgemein gewesene Zulässigkeit des Verfahrens 
um handhafte Tliat. (s. o. S. 19.) 


§ 17. Die besonderen Voraussetzungen der subsidiären 
Haftung des Herrn aus a. 67. 

1. Auch in der Neuredaktion ist nicht zum Ausdruck ge- 
bracht, welches Verhältnis zwischen dem Wagenführer und dem 
Herrn des Gespannes als Voraussetzung der subsidiären Haf- 
tung des Letzteren gedacht ist. Doch macht sich die dies- 
bezügliche Auffassung des älteren Rechts noch in der oben § 15 
Anm. 3 citierteu Bemerkung des v. d. Fecht'schen Kommentars 
(cca. 1626) bemerkbar, in welcher deren Autor als von etwas 
Selbstverständlichem davon ausgeht, dass in a. 67 von dem Falle 
die Rede sei, wo ein Knecht die Tiere in Obhut hatte. 
Selbstverständlich wird man aber die subsidiäre Haftung jetzt 
nicht auf den Fall des römisch-rechtlichen Auftrages beschränken 
dürfen, vielmehr jeden Fall hierher zu zählen haben, wo der 
Detentor die Gewahrsam im Interesse des Herrn des Tieres 
ausübte. 1 ) 


') Ähnlich Kierulffll (1866) N. 67. — Das etwa vorhandene Fuhr- 
werk kommt als etwas Nebensächliches hier ebensowenig als sonst für die 
Feststellung der haftenden l’erson in Betracht. 
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2. Dass eine Detenlion für den Herrn des Tieres voraus- 
gesetzt wird, wird man im Gegensatz zu dem oben S. 28 ff. für 
das ältere Hecht Ausgefiilirten annehmen dürfen. Die Gründe, 
welche uns für das frühere Recht zu der gegenteiligen An- 
nahme führten, kommen als rein historische für die neue nach 
rationellen Grundsätzen zu erklärende Redaktion nicht in Be- 
tracht.-) 

3. Weitere Voraussetzung der subsidiären Haftung ist, dass 
der prinzipaliter Verhaftete „flüchtig wird und entweicht“. Auch 
hier wird man in Gegensatz zu dem oben S. 28 Anm: 1 für das 
ältere Recht Ausgeführten zu treten und rationellerweise anzu- 
nehmen haben, dass dem Falle der Flucht der Fall sonstiger 
Unthunlicbkeit einer Inanspruchnahme namentlich auch der Fall 
materieller Insolvenz gleichzustellen ist. Jedenfalls steht seit 
der Entscheidung des 0. A. G. Lübeck i. S. Westphalen ca. 
Schlueter (Kierulff II (1860) N. f>7) der Gerichtsgebrauch 
durchaus konstant auf diesem Standpunkte. 3 ) Zum Nachweise 
der materiellen Insolvenz ist die vorgängige Ausklagung und 
Exequierung nicht als erforderlich anzusehen. (B. B. 1887 
N. 83; 1888 N. 56; 1875 N. 49). Doch muss dieselbe bei Er- 
hebung der Klage gegen den subsidiär Verhafteten bereits ander- 
weitig feststehen und darf nicht durch eiue gleichzeitige Ein- 
klagung desselben erst festgestellt werden sollen. 


§ 18. Die Haftung im allgemeinen. 

A. Die Haftung des Tieres selbst als des eigentlichen Thäters 
entsprach nicht mehr dem Rechtsbewusstsein zur Zeit der Neu- 
redaktion. Sie ist für gefährliche Tiere überhaupt beseitigt 
(a. 69), für ungefährliche in die Form einer fakultativen Sach- 
haftung des Besitzers umgegossen (a. 68). 

Mit der Beseitigung der Verhaftung des Tieres selbst 
musste aber konsequent auch das früher massgebende Moment 


ä ) A. Ans. Niemeyer S 252. Richtig Wulff II S. 232. 

*) B. B. 1S73 N 139; 1876 N. 49; 1878 N. 114; 1887 N. 83; 1888 
N. 60 etc. Ebenso für «las Sachsenspiegelrecht R. 6. bei Sou ff e r t 39 S. 302 
u. a. 4582 des livl. etc. Privatrecbts. 
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der Aufnahme in die Gewere in Kenntnis der Schadenszufügung 
bezw. des Behaltens in der Gewere nach Kenntniserlangung seine 
Bedeutung verlieren. An seine Stelle ist jetzt die einfache 
Thatsache des Besitzes resp. des Herrseins getreten. 

Das Zusammengreifen beider Momente führte wiederum zu 
der weiteren Konsequenz, dass der Unterschied zwischen ledigen 
und beaufsichtigten Tieren, wie bereits erwähnt (S. 4h), fiel. 
Und es führte endlich zu der Folge, dass die Sachhaftung auch 
in Fällen ermöglicht wurde, wo früher nicht eine Verhaftung des 
Tieres, sondern persönliche Haftung eingetreten war, namentlich 
im Falle der Eigentümer des Tieres dasselbe im Augenblicke 
der Schadenszufügung definierte. 

Gleichwohl haben diese anscheinend so weitgehenden Um- 
gestaltungen des älteren Rechts, abgesehen von dem letzteren 
Punkte, thatsächlich in der Hauptsache nur formelle, nicht ma- 
terielle Bedeutung, worauf im folgenden Paragraph noch des 
näheren einzugehen sein wird. Im wesentlichen blieb der frühere 
Rechtszustand bestehen. Dies gilt namentlich auch von der 
Realisierung der Haftung in ihrer ursprünglichen, später aller- 
dings gewohnheitsrechtlich modifizierten Gestalt (s. u. S. 67). 

B. Die juristische Natur der Haftung anlangend, so ist, 
1. was zunächst die Haftung aus a. 67—68 anbetrifft, dieselbe 
jetzt, wo nicht mehr das Tier als prinzipaliter haftend angesehen 
wird, wo nicht mehr derjenige, der es aufnimmt, eben dieser 
Thatsache wegen haftet, vielmehr der Besitzer bezw. Herr als 
solcher ohne Rücksicht auf sein Verschulden aufzukommen hat, 
als eine deliktizische oder quasideliktizische 1 ) nicht anzusehen. 
Dass sich die fraglichen Artikel in dem das Strafrecht enthaltenden 
Buch IV des Statuts finden, ergiebt nichts für die Stellung der 
aus ihnen resultierenden Ansprüche im heutigen Rechtssystem. 
Weiterhin schliesst sowohl die historische Entwickelung als auch 
die Gestaltung des Anspruches im einzelnen eine Gleichstellung 
mit den römisch-rechtlichen Noxalansprüchen aus 2 ) (s. oben 
S. 44 f.). Ganz ausgeschlossen endlich erscheint es, eine ding- 
liche Verhaftung des Tieres zu konstruieren, die weder aus den 


*) So bezüglich a. 67 B. B. 1888 N. 56. 

2 ) A. Ans. bezügl. a. 68. Niemeyer S. 263. Wulff II S. 233 Anui. 1 
und die Praxis. 
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Quellen der fraglichen Artikel, noch aus einem etwaigen Ein- 
flüsse des RRs. zu erklären sein würde. Für die Gegenwart 
würde überdies diese Konstruktion von vornherein in den weit- 
aus meisten Fällen an der Vorschrift des § 4 des Hamb. Aus- 
führungsgesetzes zur Konkursordnung v. 25. Juli 1879, der nur 
Faustpfandrechte an beweglichen Sachen anerkennt, scheitern. 
Es basiert die Haftung aus a. 67 — 68 vielmehr auf ganz posi- 
tiven Gesetzesbestimmungen, deren ratio dieselben Gründe bilden 
dürften, die selbst das geläuterte RR. zur Beibehaltung der 
actio de pauperie, das ältere Seerecht zu dem sogen. Reparti- 
tionsprinzip im Falle schuldloser Kollision führte, und die im 
neueren Rechte das Haftpflichtgesetz und die a. 451, 736 ff. 
H. G. B. ins Leben riefen. Die Klagen stellen sich somit als 
actiones ex lege dar. 3 ) Und zwar bildet speziell die Klage gegen 
den Herrn des Tieres im Falle des a. 67 eine actio praescriptis 
verbis, da die Passivlegitimation von der wechselnden That- 
sache des Herrseins abhängt (s. u. S. 64). 4 ) 

Für die Haftung aus a. 67—68 kann daher u. E. weder 
der Gerichtsstand der unerlaubten Handlung an sich in Betracht 
kommen, noch die Normen über die beschränkte Vererblichkeit 
von Deliktsschulden. 

2. Anders liegt die Sache bezüglich a. 69. Hier ist die 
Haftung offensichtlich eine deliktizische. Das Verschulden liegt 
in der Thatsache des Haltens des gefährlichen Tieres. Hier 
finden denn auch die Normen über den Gerichtsstand und die 
Vererbung von Deliktsschulden Anwendung. 

C. Die Verhaftung aus a. 67—69 gestaltet sich zur kor- 
realen, w-enn die die Verhaftung begründenden Thatsachen bei 
mehreren Personen gleichmässig zutreffen. So wenn die Herr- 
schaft über das schadenstiftende Tier mehreren gemeinsam zu- 
steht, oder wenn die mehreren das schädigende Gespann bilden- 
den Tiere verschiedenen Herren zukommen. 5 ) 6 ) Als eine bloss 


s ) So bezügl. der prinzipalen Haftung aus a. G7 auch B. B. 1891 N. 59. 

4 ) So auch, wie es scheint, Wulff II S. 231 Amu. 1 i. f. und Faulsen, 
Lohrb. des Privatrechts in den Herz. Schleswig u. Holstein (1834) § 82. 

5 ) Vgl. Windsch. Pand. II § 247 A. 7. — Shells. Bürg. Ges.-B. § 15C4. 
Für Haftung pro rata ist in diesen Fällen Kierulff II N. 67. 

°) Über den Fall, wo auch der Wagen einen eigenen Herrn hat, s. oben 
S. 59 Amn. 1 und unten S. 65. 
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solidare stellt sicli dagegen die prinzipale Verhaftung des ein- 
zelnen Wagenführers und die subsidiäre des einzelnen Herrn 
des Gespannes aus a. 67 dar. Denn wenn auch auf dasselbe 
Ziel gerichtet, so beruht die Haftung dieser Personen doch auf 
verschiedenen Thatbeständen. 7 ) 


§ 13. Die Haftung Im einzelnen. 

I. Die Haftung für ungefährliche Tiere. 

A. 1. In Artikel 68, der die Regel für die Behandlung der 
ausserkontraktlichen Schadenszufügung durch Tiere aufstellt, 
wird die Haftung des „Besitzers“ des Tieres statuiert. Es liegt 
kein Grund vor, diesem Ausdruck eine andere Bedeutung bei- 
zulegen, als er als technischer Ausdruck des römischen Rechts 
hat, diesen Ausdruck im weiteren Sinne, wonach er auch die 
blosse Detention mitumfasst, verstanden. 1 ) Dafür, dass dieser 
Ausdruck mit Vorbedacht gewählt ist, spricht namentlich auch 
der Umstand, dass derselbe sich an beiden Stellen, wo die 
Nürnberger Reformation den Ausdruck „Herr“ gebraucht, an- 
gewendet findet. Dem entspricht auch der erste Satz des a. 67, 
worin als einzelne Anwendung jener Regel vor dem Eingreifen 
der subsidiären Haftung zunächst die Haftung des Wagenführers 
statuiert wird. 

Anlangend eben diese subsidiäre Haftung des Nichtdetentors 
aus a. 67, so ist dieselbe als reine Sachhaftung statuiert, ohne 
dass der einer jeden Sachhaftung immanenten persönlichen Be- 
ziehung (s. o. S. 37) besonders gedacht wäre. Wir werden in 
diesem Schweigen eine Bezugnahme auf den früheren Rechts- 
zustand zu finden und demgemäss den „Herrn“ des Tieres in 


7 ) B. B. 1888 N. 66 hält die prinzipale und die subsidiäre Verhaftung 
aus a. 67 für korreal und zieht hieraus die — von unserem Standpunkte 
aus abzulehnende — Konsequenz, dass das Urteil gegen den prinzipaliter 
Haftenden auch gegen den subsidiär Haftenden Rechtskraft mache. Nie- 
meyer S. 252 hält die fraglichen Ansprüche für »selbständige Obligationen“. 

*) A. A B.B. 1888 N. 21 und Niemeyer S. 254, wonach unter »Be- 
sitzer“ in a. 68 derjenige zu verstehen ist, der das Tier in potestate hat, 
d. h. derjenige, der es »beliebig herbeischaffen kanu“. 
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dem oben S. 37 f. bezeichnten Sinne, also denjenigen, der das 
schädigende Tier bezw. Gespann in eigenem Interesse kraft 
Rechtstitels durch den Dritten als Detentor besass, als von der 
Haftung betroffen anzusehen haben. 2 ) 

2. Wenn die blosse Thatsache des Bcsitzens über die Haf- 
tung entscheidet, so unterliegt es keinem Zweifel, dass dabei 
nur der Besitz im Augenblicke der Schadenszufügung in Be- 
tracht kommen kann. Dazu fühlt schon die Erwägung, dass 
die Thatsache des Naturalbesitzes eine viel zu rasch und leicht 
wechselnde ist, als dass ihr die Haftung zu folgen vermöchte. 
Es wird diese Auffassung bestätigt durch die Bestimmung des 
ersten Satzes des a. 67, aus welcher offensichtlich derjenige 
haften soll, der im Augenblicke der Schadenszufügung Wagen- 
führer war. 

Anders liegt die Sache bezüglich der subsidiären Haftung 
des Herrn aus a. 67. Hier ist kein Grund abzusehen, weshalb 
nicht mit dem Wechsel der Herrschaft ebenso wie im früheren 
Rechte die Haftung übergehen sollte, so dass der jeweilig im 
Augenblicke der Klageerhebung als „Herr“ Qualifizierte in An- 
spruch zu nehmen wäre. 3 ) Neben ihm aber wird man jetzt, 
wo die verbindende Kraft des dolosen Handelns einen selbständi- 
gen Faktor im Rechtssystem bildet, auch den dolo desinens 
possidere und den fictus possessor haftbar zu machen haben. 

Dass es für den aus a. 68 als Besitzer in Anspruch zu 
Nehmenden keinen Unterschied machen kaun, ob er zufällig 
auch Herr des Tieres ist, dass daher die Übertragung der 
Herrschaft in diesem Falle rechtlich bedeutungslos ist, erscheint 
als selbstverständlich. 


“) Nach hiesiger Theorie und Praxis ist der Eigentümer der subsidiär 
ans a. 07 Verhaftete: Niemeyer S. 249, Wulff II S. 231 A. 1, Kierulff 
II (1806) N. 07, BB. 1869 N. 183; 1873 N. 40; 1883 N. 196; 1887 N. 83; 
1891 N. 69 u. 70 etc. 

3 ) A. A. Niemeyer S. 251 und die Praxis. Danach haftet umgekehrt 
aus a. 68 derjenige, der jeweilig das Tier in potestate hat (B. B. 1884 N. 97) 
bezw. der dolo desinens possidere (B. B. 1886 N. 15; 1887 N. 13); dagegen 
haftet aus a. 07 subsidiär der Eigentümer zur Zeit der Schadenszufügung, 
eventuell wenigstens mit dem Eriiise des vcräusserten Gespannes (B. B. 1887 
N. 83); im Resultate richtiger dagegen B. B. 1891 N. 70 — Nach livl. etc. 
Privatrecht a. 4579 haftet der Eigentümer zur Zeit der Klageerhebung, nach 
Säclis. Bürger). Ges.-B. der Eigentümer zur Zeit der Schadenszufügung. 
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3. Massgebend ist nur die Herrschaft über das Tier; die 
etwa davon getrennte Herrschaft über Wagen und die sonstigen 
blossen Pertinenzien ist rechtlich unbeachtlich. Es haftet daher 
aus a. r*7 subsidiär niemals der Herr des Wagens oder Zubehörs 
als solcher. Eine Veräusserung des Wagens etc. nach statt- 
gehabter Schadenszufügung in Kenntnis derselben kommt nur 
als Deteriorierung des Objektes der Sachhaftung in Betracht 
(s. u. S. 70). 

4. Art. 68 geht offensichtlich davon aus, dass die persön- 
liche Haftung des Besitzers das Prinzipale sei, und dass dieselbe 
erst durch eine entsprechende Willenserklärung zu einer Sach- 
haftung sich umzugestalten vermöge. Dasselbe muss bezüglich 
des a. 67 gelten. Der Wortlaut desselben „es wird billig der 
Wagen etc. angehalten und daraus der Schaden erstattet“ darf 
ebensowenig zu der Annahme einer notwendig, also unter Aus- 
schluss des Wahlrechts, stattfindenden Sachhaftung verleiten, als 
er uns zu bewegen vermochte, das Anhalten als ein necessarium 
anzusehen. Danach stellt sich die Möglichkeit der Sachhaftung 
überall als eine facultas alternativa dar. Die Hingabe ist nur 
in solutione, dagegen die persönliche Verpflichtung in obligat ione 
(B. B. 1888 N. 21). Nur auf Zahlung kann daher geklagt 
werden (B. B. 1891 N. 70), falls nicht etwa der Beklagte bereits 
vor Klageerhebung bindend erklärt hat, nur mit der Sache haften 
zu wollen. Diese Erklärung muss er andernfalls spätestens vor 
Erlass des Urteils behufs Erwirkung eines entsprechenden Vor- 
behalts im Tenor abgebeu. Die einmal getroffene Wahl muss 
unabänderlich sein. 

5. Die Annahme, dass das Wahlrecht verloren gehe durch 
irgendwelche in Kenntnis der noxa vorgenommene Verfügung 
über die res nocens, wurde bereits oben S. 61 als mit der Fas- 
sung und dem Geiste des Gesetzes unvereinbar abgelehnt. Mit 
Rücksicht auf diese kann man aber auch nicht annehmen, dass 
das Wahlrecht verloren gehe wenigstens durch eine in Kennt- 
nis der noxa vorgenommene Veräusserung oder Verschlechterung 
der res nocens. 4 ) Es hat in diesen Fällen vielmehr dag oben 
S. 64 bezw. unten S. 70 Ausgeführte zu gelten. 


4 ) So im frani. Seerecht, da* das Abandonsystem noch hat. cf. Ehren- 
berg, beschr. Haftung S. 14 ff. und dort Citierte. 

H offmann, Die Haftung: nach Hamburger Recht. 5 
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t>. Das Wahlrecht muss, abstrakt genommen, dem Besitzer 
bezw. Herrn des Tieres in allen Fällen, wo er in Anspruch 
genommen wird, ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit des 
Tieres zustehen. Willkürlich ist es, wenn Trümmer (Vorträge 
I S. 38tt) in Widerspruch zu seinen eigenen Ausrührungen S. 3U 1 
dasselbe auf die Fälle einschränken will, wo das Tier einen „im 
allgemeinen angemessenen Wert und Marktpreis hat“. Noch 
souveräner geht Baumeister I S. 40H mit dem Gesetze um, 
wenn er die Beschränkung der Haftung auf das Tier überall 
da nicht zulassen will, wo der Schaden den Wert des Tieres 
übersteigt. (Dagegen auch B. B. 1888 N. 21; richtig auch 
Stryk, us. in. P. ad Fand. IX, 1 S. 138). 

7. Wenn nun aber auch dem Besitzer bezw. Herrn des 
Tieres die Befugnis, die Haftung auf das Tier zu beschränken, 
allgemein zusteht, so kann diese Befugnis doch nur als abstrakte 
gemeint sein. Sie muss ihm fehlen, und es muss notwendig per- 
sönliche Haftung Platz greifen, wenn derselbe in concreto nicht 
die Möglichkeit hatte, das Eigentum des Tieres an den Ge- 
schädigten durch Preisgabe zu übertragen, wobei zu beachten 
ist, dass jetzt nur noch der gutgläubige Erwerber von dem be- 
sitzenden Nichteigentümer Eigentum zu erwerben vermag. 5 ) So 
kommt es auch, dass der Möglichkeit der Sachhaftung in a. f>7 
bezüglich des Wagenführers nicht gedacht ist. Denn da er eben 
nur Besitzer im Sinne von Detentor ist, würde der abstrakten 
Befugnis zur Preisgabe hier die konkrete Möglichkeit niemals 
entsprechen, und es wäre daher zwecklos gewesen, der ersteren 
als solcher zu gedenken. 

8. Danach aber versagt die prima facie immer mögliche 
Sachhaftung, und es tritt thatsächlieh persönliche Haftung ein 
in allen Fällen, in denen auch nach früherem Rechte von vorne- 
herein notwendig persönliche Haftung Platz griff'. Da weiter 
in allen Fällen, in denen nach älterem Rechte eine prinzipale 
Haftung des Herrn des Tieres in Frage kam, nämlich wenn 
er das Tier bei der Schadensstiftung in Detention hatte oder 
dasselbe ledig war, jetzt regelmässig dieselbe Person angegriffen 
wird unter dem Epitheton Besitzer, da diese beiden Punkte aber 


fl ) vgl. a. 7 u. 2, 1003 II, 2 und § 30 Einf.-tres. zum H. O. B. Anders 
iui früheren Recht, s. oben S. 33. 
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die einzigen sind, in denen äusserlieli eine Abweichung des 
neueren Rechtes vom älteren sich bemerkbar macht, so waren wir 
berechtigt, im Obigen (S. 61) zu sagen, dass materiell infolge der 
Neuredaktion eine Umgestaltung der Haftung im wesentlichen 
nicht eingetreten sei. Eine Neuerung liegt nur darin, dass der- 
jenige, der das Tier bei der Schadensstiftung in Detention hatte, 
jetzt nicht stets persönlich haftet, sondern die Möglichkeit hat, 
die Haftung auf die Sache zu beschränken, wenn er über diese 
zu verfügen materiell berechtigt war. Eine weitere durchaus 
billige Neuerung ist die, dass das von einem Unbefugten frei- 
gelassene Tier jetzt wenigstens dann, wenn dieser Unbefugte 
als Besitzer zu qualifizieren ist, diesen durch seine schaden- 
stiftende Thätigkeit haftbar macht (s. S. 49). 

9. Das Ergebnis unserer Untersuchung lässt sich hiernach, 
dem früheren Rechte gegenüber weit einfacher, in die folgenden 
Sätze znsammenfassen : 

1. Es haftet persönlich der Detentor bezw. der Besitzer 
im Augenblicke der Schadenszufügung. Ist er in der Lage, 
Eigentum zu übertragen, so kann er stets die Haftung auf das 
Tier beschränken. 

2. Detinierte der Detentor für einen Dritten, der im Augen- 
blicke der Schadenszufügung der Herr des Tieres war, so haftet 
dieser, eventuell die späteren Herren des Tieres, subsidiär in 
derselben Weise wie ad 1 angegeben. 

B. Was die Realisierung der Sachhaftung anlangt, so er- 
scheint es als wahrscheinlich, dass die Urheber der Redaktion 
von 1603 es bei der früheren Art und Weise der Realisierung 
haben belassen wollen. Es spricht dafür einmal, dass a. 67 
sich begnügt, ganz im Anschluss an die knappe Formulierung 
des älteren Rechts zu bestimmen, dass aus dem angehaltenen 
Gespanne der Schaden erstattet werden solle, ohne auf die Art 
und Weise, in der das geschehen solle, überhaupt einzugehen. 
Es spricht weiter für diese Wahrscheinlichkeit der Umstand, 
dass a. 68 dem Besitzei' des Tieres nicht mit der Nürnberger 
Reformation die Befugnis erteilt, das Tier für den Schaden zu 
„geben“, vielmehr ilnn anheimstellt, „desselben zu entraten“. 
Die Praxis aber dürfte schon früh an Stelle der hiernach bloss 
erforderten Dereliktion das Erfordernis einer Übergabe des 
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Tieres an den Geschädigten gesetzt haben. 6 ) Die Preisgabe 
bildete eine rudimentäre Konsequenz einer im übrigen ver- 
lassenen Rechtsauffassung, zu deren Konservierung nichts nötigte, 
wogegen vieles gegen sio sprach. Insbesondere mussten die 
Schwierigkeiten, welchen der mit der Entschlagung verknüpfte 
Eigentumsübergang auf den Geschädigten schon nach älterem 
Recht begegnen konnte, zu unüberwindlichen werden, nachdem 
das Verfahren um handhafte That und damit das wirksamste 
" Mittel, um jenen Eigentumsübergang zu sichern, aus dem Prozess- 
recht verschwunden war. Jedenfalls würde heute einer blossen 
Dereliktion schon der § 366, Z. 5 St. G. B. entgegeustehen. 
Theorie und Praxis verlangt denn auch einstimmig eine Über- 
gabe des Tieres. 

Das dem Geschädigten übergebene Tier fällt aber auch jetzt 
noch der freien Verfügung desselben anheim. Eine Pflicht des 
Geschädigten, das Tier zu verkaufen und den Überschuss des 
Erlöses über den Schaden herauszugeben, ist weder aus dem 
Wortlaut der a. 67 — 68 zu entnehmen, noch aus den Bestim- 
mungen des römischen oder des älteren deutschen Rechts ab- 
zuleiten. 7 ) 

II. Die Haftung für gefährliche Tiere. 

A. Nach a. 69 ist für die durch gefährliche Tiere zuge- 
fügteu Schädigungen „derselbe dem das Tier gehörig“ verant- 
wortlich zu machen. Weiterhin wird aber, „wenn jemand durch 
solchen empfangenen Schaden Todes verfahren sollte“, eine Haf- 
tung des Besitzers statuiert. Es erscheint nuu aber als völlig 
ausgeschlossen, dass in beiden materiell völlig gleichliegenden 
Fällen nach dem Willen des Gesetzgebers verschiedene Personen 
herangezogen werden sollten. 8 ) Wir werden nicht fehl greifen, 
wenn wir gerade aus diesem unterschiedslosen Gebrauche jener 
verschiedenen Bezeichnungen entnehmen, dass auch hier der 
Herr des Tieres gemeint ist, der in der That sowohl die eine 
als die andere als auch beide Funktionen in sich vereinigen 


*) So auch Sachs. Bürger!. (ies.-B. § 1561. Deu älteren Standpunkt 
vertritt noch zu voll Livl. etc. Privatr. a. 4577. 

’’) Anders die herrschende Meinung: Niemeyer S. 250. B. B. 1887 N. 85. 
8 J Dahin geht die Ansicht von Trümmer, Vorträge I S. 391. 
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kann. 9 ) Da eine Sachhaftung hier nicht in Frage kommt, viel- 
mehr der Herr des Tieres stets und notwendig persönlich haftet, 
ist selbstverständlich, dass die Haftung nicht mit der Über- 
tragung der Herrschaft über das Tier übergeht. 

Das im § 9 Abs. 2 für die Busse Ausgeführte hat hier 
analog zu gelten. Die dortigen Ausführungen stehen aber nicht 
einer selbständigen Verhaltung des blossen Detentors auf Grund 
einer ihn treffenden aquilischen culpa entgegen. Das subsidiäre 
römische Recht muss allerdings auf den von dem statutarischen 
Rechte gar nicht berücksichtigten, geschweige denn zum 
Gegenstände seiner ausschliesslichen Regelung gemachten Fall 
des Vorhandenseins eines blossen Detentors eines gefährlichen 
Tieres Anwendung finden. 

B. Eine Krimiualstrafe ist augeordnet für den Fall der 
Tötung einer Person; dass eine solche auch in sonstigen Fällen 
zu verhängen gewesen sei, ist nicht ersichtlich; 10 ) auch für jenen 
ersteren Fall ist dieselbe antiquiert. 

8 20. Umfang der Haftung. 

A. 1 . Der oben S. 40 für das ältere Recht aufgestellte 
Satz, dass mit Preisgabe der res nocens in ihrem derzeitigen 
Zustande in den Fällen, wo Sachhaftung überhaupt möglich war, 
sämtliche Ansprüche zwischen dem Besitzer bezw. Herrn der- 
selben und dem Geschädigten erledigt gewesen seien, trifft auch 
für das neuere Recht im allgemeinen noch zu. 

Dabei gilt als res nocens das Tier 1 ) mit seinem Zubehör, 
nämlich dem Wagen, dem Geschirr etc., nicht aber der Ladung 
(s. o. S. 41). Hierzu kommen die in der Zwischenzeit seit 
der Entstehung der noxa gezogenen und noch bei dem Haften- 
den vorhandenen Früchte, 2 ) soweit sie nicht nach den gewölin- 


9 ) Ähnlich Bannt. I S. 40». Niemeyer S. 255: „wer Tiere hält“. 
Wulff II S. 234 Amu. 7 will den Eigentümer haften lassen. 

**) A. M. Truinnter I S. 391. 

*) Da das Tier, nicht etwa eine ideelle Quote desselben, Gegenstand 
der Sachhaftung ist, vermag nicht einer von mehreren Kori ealverpüichteten 
durch Übertragung seines Anteilsrechtes sich von der persönlichen Haftuug 
zu entfreien. cf. Sachs. Bürg. Ges.-B. § 15G4. 

4 ) Es folgt das analog aus a. 7 — S St. II 17, wonach jetzt im Falle 
der Schiffskollision auch die Fracht haftet. 
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liehen Regeln mit den laufenden Verwendungen zu kompensieren 
sind. Endlich gehört hierher alles dasjenige, was an die Stelle 
eines der Sachhaftung unterliegenden, aber nicht selbständigen 
Träger der Obligation bildenden Gegenstandes dadurch getreten 
ist, dass derselbe in Unkenntnis der noxa (vgl. S. 71) der 
Sachhaftung entzogen, insbesondere also veränssert worden ist. 

2. Der oben aufgestelltc Grundsatz gilt aber auch nur im 
allgemeinen, in zahlreichen Fällen treten neben die durch die 
Hingabe der res nocens tilgbaren Ansprüche selbständige Neben- 
forderungen, die unabhängig von der Erledigung der Ersteren 
als persönliche fortbestehen. 

Hierher gehören namentlich die Forderungen des Geschä- 
digten auf Ersatz von Deteriorationen der hingegebenen res 
nocens einerseits, andererseits Ansprüche des Haftenden auf 
Ersatz von Verwendungen auf dieselbe. Für das ältere Recht 
war es möglich und von seinem Rechtsstandpunkte aus konsequent 
gewesen, diese Punkte völlig zu ignorieren. Denn als Korrektiv 
wirkte die Thatsache, dass die Vornahme von Verschlechtenin- 
gen wie Verbesserungen in Kenntnis der noxa die Sachhaftung 
schlechthin unmöglich machte. Für das neuere Recht, wo dies 
Moment ohne Einfluss auf die Frage nach der Zulässigkeit der 
Sachhaftung ist, die Hingabe der res nocens vielmehr ohne 
weiteres bis zum Vollstreckungsverfahren zugelassen ist, würde 
die gleiche Behandlung jener Punkte zu Unzuträglichkeiten 
führen. Man wird vielmehr jenem Momente der Kenntnis der 
noxa, dem man Einfluss auf die Gestaltung des Hauptanspruclies 
nicht einräumen kann, insofern zur Geltung verhelfen müssen, 
als man demjenigen, welchem dieselbe fehlte, von der Verbind- 
lichkeit für stattgehabte Verschlechterung oder unterlassene 
Nutzbarmachung der res nocens befreit und ihm andererseits 
einen Anspruch auf Ersatz der notwendigen und nützlichen Im- 
pensen nach Analogie des gutgläubigen Besitzers bei der rei 
vindicatio giebt, während man denjenigen, welcher diese Kennt- 
nis besass, vom Momente derselben an für omnis culpa haften 
lassen und ihm einen Anspruch auf Ersatz der Verwendungen, 
nur wenn die Voraussetzungen der negotiorum gestio vorliegen, 3 ) 
einräumen wird. Denn die Billigkeit verlangt, dass der Haftende 

a ) vgl. li.B. 1SH7 N. SU. 
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vom Momente der Kenntnisnahme der Haftung an sich entscheidet, 
welche der beiden möglichen Gestaltungen er derselben eventuell 
geben will, und nicht etwa in der Zwischenzeit auf Kosten des 
Geschädigten spekuliere. — Als eine solche zum Ersatz ver- 
bindende Verschlechterung ist auch die in Kenntnis der noxa 
vorgenommene Veräusserung der Gegenstände, die nicht selb- 
ständige Träger der Obligation sind, also Wagen, Ladung und 
Früchte, anzusehen. 

Ein weiterer selbständiger persönlicher Anspruch des Ge- 
schädigten ist der auf Ersatz der Prozesskosten und Zahlung 
der Prozesszinsen. Beide Ansprüche beruhen auf einem selb- 
ständigen Rechtsgrunde und können daher nicht durch eine Art 
der solutio, die nur für die Schadensersatzverbindlichkeit selbst 
kraft positiven Rechtssatzes zugelassen ist, berührt werden. 4 5 6 ) 

Im übrigen kann auch hier generell auf das im § 10 für 
das ältere Recht Ausgeführte verwiesen werden. 

B. Im Falle persönlicher Haftung hat der Haftende dem 
Geschädigten bezw. dessen Erben für vollen Schadensersatz anf- 
zukommen. Eine Beschränkung auch der persönlichen Haftung 
auf den Wert der res nocens, wie sie die herrschende Mei- 
nung'^) wohl im Anschluss an die oben S. 42 erwähnte 
Bestimmung des Sachsenspiegels für richtig hält, müssen wir 
bei unserer Auffassung des Charakters jener Bestimmung ver- 
werfen. 

Da eine Solidarhaft in Frage steht (s. o. S. 62), so fällt 
unter die dem Herrn des Tieres im Falle der subsidiären 
Haftung aus a. 67 obliegende Schadensersatz Verbindlichkeit auch 
die Verpflichtung zum Ersätze der Kosten der Ausklagung und 
ergebnislosen Exequierung des prinzipaliter haftenden Detentors. 
Für Schmerzensgeld haftet der Schuldner nach feststehender 
Rechtsauffassung nur im Falle eines Verschuldens, 0 ) also nach 
unserer Auffassung nur im Falle des a. 69, dann aber auch stets. 


4 ) cf. Haus. Ger.-Zcitung, Hauptblatt 1894 N. 63 für den analogen 
Fall der Haftuug des Rheders mit Schiff und Fracht. 

5 ) Wulff II S. 231 Anm. 1 u. B. Niemeyer S. 250, Kierulffll 
N. 67, B. B. 1887 N. 83 u, 114, B. B. 1888 N. 66. 

6 ) Niemeyer S. 249 und dort Citiorte, Wulff II S. 232 A. 2. Der 
älteren Anschauung entsprechend billigt dagegen Baumeister I S. 414 
Schmerzensgeld in allen Fällen zu. 
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§ 21. Kritischen der Haftung. 

1. Die Ansprüche aus a. 67 — 68 vererben aktiv und passiv. 
Natürlich ist Voraussetzung der passiven Vererblichkeit, dass 
die Person des Verpflichteten bereits definitiv feststeht ; vielfach 
wird daher der Erbe des Herrn des Tieres nicht als solcher, 
sondern als nunmehriger Herr des Tieres haften. 

Die Ansprüche aus a. 69 sowie die etwa auf einen Dolus 
gestützten Ansprüche überhaupt vererben nach den Grundsätzen 
über die Vererbung von Deliktsschulden. 

Der Anspruch auf Schmerzensgeld ist höchstpersönlich. 

2. Die Verjährung richtet sich nach den gewöhnlichen in 
a. 2 St. I 21 niedergelegten Grundsätzen. 

3. Der Tod des Tieres muss auf die prinzipale Haftung des 
Besitzers ohne Einfluss bleiben, da diese von dem Besitze im 
Momente der Klageerhebung unabhängig ist. Bezüglich der sub- 
sidiären Haftung des Herrn gilt dagegen in dieser Beziehung 
das oben S. 41, 42 Ausgeführte. Dem Tode des Tieres steht 
sonstiger Totalverlust desselben, z. B. durch Entkommen, gleich. 1 ) 

4. Bezüglich der Wirkung der Veräusserung auf die Haftung 
ist oben S. 64 zu vergleichen. 

§ 22. Die .Vktivlegitimation. 

1. Mit B. B. 1888 N. 21 (ähnlich B. B. 1878 N. 11) ist 
anzunehmen, dass nicht nur der unmittelbar Beschädigte, sondern 
jeder, dessen Interessen durch die Beschädigung verletzt sind 
(is cuius interest), klagberechtigt ist. Es ist kein Grund vor- 
handen, insoweit eine Anwendbarkeit der römisch-rechtlichen 
Grundsätze abzulehnen. 

2. Auch insoweit werden dieselben anznwenden sein, als im 
Falle mehrfacher Beschädigung durch dieselbe res nocens Prä- 
vention zu entscheiden hat. 


’) So Sachs. Bürgerl. Ges.-Buch a. 1501; a. A. Seuffert, Archiv, 
Bd. 34 N. 221. 
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